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Mitteilung der Kommission an den Rat 

Gemeinschaftspolitik für ein Programm auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 

Erste Elemente eines mittelfristigen Programms Zweite Reihe prioritärer Vorschläge 


Zufolge der Ratsentschließung über Datenverarbei- | 
tung vom Juli 1974 hat die Kommisison im März j 
1975 eine erste Reihe von fünf vordringlichen Aktio- | 
nen im Bereich der Anwendungen vorgeschlagen, 
ln der vorliegenden Mitteilung wird erstmals das 
strategische Vorgehen in großen Zügen skizziert, 
das in einem Mehrjahresprogramm ab Januar 1977 
angenommen werden könnte und das einen Rahmen 
für eine zweite Reihe von, nach Meinung der Kom- 
mission, vordringlichen Aktionen bietet, die dieser 
Mitteilung beigefügt sind und die 1976 in Angriff 
genommen werden könnten. 

Eine Reihe von Faktoren spricht für ein systemati- 
scheres globales Vorgehen: 

1. Die ursprünglichen Vorschläge der Kommission 
waren zwar brauchbar, aber ihrem Umfang nach 
nur gering, so daß sie kaum einen Einfluß auf die 
wichtigsten Ziele der Entschließung vom Juli 1974 
haben: Stärkung der europäischen Industrie und 
Schaffung von Voraussetzungen, für den Benut- 
zer, die Datenverarbeitung in entscheidendem 
Maße kostengünstiger und wirksamer anwenden j 
zu können. 

2. über die Kosten der Politik einer gemeinschaft- 
lichen Entwicklung der Datenverarbeitung in den 
kommenden Jahren können noch keine Aussagen 
gemacht werden; bei den Mitgliedstaaten bzw. 
beim Europäischen Parlament besteht Unklarheit 
darüber, auf welchen Betrag sich die Ausgaben 
für das Programm belaufen werden. Die Mitglied- 
staaten haben ebenfalls keine Möglichkeiten, 
durch einen Vergleich der einzelnen Ziele die 
Prioritäten festzulegen. 

Die Kommission sieht sich beträchtlichen Schwie- 
rigkeiten gegenüber, ihr zahlenmäßig beschränk- 
tes Personal effektiv und gewinnbringend einzu- 
setzen, solange Unklarheit über den Umfang der 


Tätigkeit besteht, die von den Mitgliedstaaten 
nicht nur akzeptiert, sondern auch unterstützt 
wird. Es gilt, für einen Zeitraum von mehreren 
Jahren Ziele zu setzen und einen Gesamthaushalt 
zu erstellen. 

3. In seinem Entwurf einer Stellungnahme zu den 
ersten fünf vordringlichen Aktionen hat das Euro- 
päische Parlament die Notwendigkeit einer um- 
fassenden Globalstrategie betont. 

4. Die Unsicherheiten innerhalb der Unidata-Gruppe 
und die Zweifel dieser Gruppe über die Lebens- 
fähigkeit der europäischen Industrie machen eine 
neue gemeinschaftliche Strategie erforderlich. 

Die Marktlage der Rechner 

Bei der Erstellung einer Strategie muß den tatsäch- 
lichen Gegebenheiten im Bereich der Datenverarbei- 
tung Rechnung getragen werden. 

Der Druck zu kostensparender Fertigung und die 
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Wett- 
bewerbsfähigkeit — die im Laufe der Jahre dazu 
geführt haben, größere Unternehmen wie RCA, 
General Electric und in neuerer Zeit Xerox auf dem 
Datenverarbeitungsgeschäft auszuschalten - dauern 
weiterhin an. Dennoch liegt es im Interesse der 
Gemeinschaft, daß es eine Vielzahl wettbewerbsfähi- 
ger Lieferanten gibt. 

Wie aus der nachstehenden Tabelle hervorgeht, ent- 
fallen auf die Systeme einschließlich mittelgroßer bis 
großer Rechenanlagen noch immer 50 v. H. der Ver- 
käufe an Datenverarbeitungsausrüstungen. Es muß 
weiterhin ein Hauptziel der Gemeinschaftpolitik 
sein, die Bildung mindestens einer größeren euro- 
päischen Firmengruppe zu fördern und zu unter- 
stützen, die wirtschaftlich zu arbeiten und eine aus- 
gewogene Partnerschaft mit Firmen in den Vereinig- 
ten Staaten oder Japan herzustellen vermag. 


Tabelle I 


Geschätzte Entwicklung des Datenverarbeitungsmarktes in der Gemeinschaft 

von 1974 bis 1979 


Sektoren 


— Rechner und Datenverarbeitungssysteme 

— Mini- und Mikrorechner 

— Peripheriegeräte 

— Sof tware 

Insgesamt 


1^74 1^79 

in Millionen in Millionen 

RE in V. H. RE in v. H. 

3 177 57 5 208 51 

508 9 1 108 11 

1 382 25 2 831 28 

474 9 994 10 

5 541 100 10 141 100 


1) Einschließlich Software-Verkäufe durch Systemhersteller. 

-) Verkäufe der Software-Produzenten. 

Stud/e übm^de^trforderlichen Finanzierungsbedarf in der europäischen Datenverarbeitungsindustrie. 
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Die Herausforderung durch IBM bleibt jedoch wei- 
terhin besorgniserregend; sie nimmt jetzt eine neue 
Form an, da diese Firma rasche Fortschritte macht 
und den Kunden ein integriertes Informationssystem 
einschließlich der Fernmeldeeinrichtungen sowie 
eine Vielzahl von Systemen für die Echtzeitanwen- 
dung bietet. Außer der Wirksamkeit seines Manage- 
ments verdankt IBM diese Resultate dem „Systems 
Network Architecture", seinem Fernmelde-Schalt- 
system PBX 3750 für private Benutzer, der Verkaufs- 
entwicklung seines mini Computer Systems 32, der 
Lieferung einer breiten Skala von Endgeräten, die 
für die verschiedenen Anwendungszwecke geeignet 
sind, sowie Komponenten, die leistungsfähiger sind 
als alles, was andere Hersteller in der Welt anzu- 
bieten vermögen. 

Bei der Erstellung einer Gemeinschaftspolitik muß 
auch dem raschen Übergang der Datenverarbeitung 
in einer Phase, die wir die Periode der dezentrali- 
sierten Datenverarbeitung nennen können, Rechnung 
getragen werden. Diese Phase weist die nachstehen- 
den Merkmale auf: 

a) Die explosionsartige Entwicklung der Technolo- 
gie der Bauelemente ermöglicht es, ein immer 
größeres Angebot von „intelligenten" Vorrich- 
tungen auf den Markt zu bringen, die sich nicht 
mehr bei der Zentraleinheit, sondern beim Benut- 
zer und seinen Bedürfnissen befinden. Der Mann 
auf der Straße findet ein Beispiel für die Anwen- 
dung dieser Bauelemententechnologie im Ta- 
schenrechner. 

b) Der Markt für Minicomputer, Endstellen, Periphe- 
riegeräte und Kommunikationsanlagen vergrö- 
ßert sich weiterhin rascher als der Markt für die 
Zentraleinheiten (siehe obige Tabelle I). 

c) Es besteht eine immer engere Verbindung zwi- 
schen dem Fernmeldewesen und der Datenverar- 
beitung. Auf der einen Seite wird eine immer 
größere Vielfalt von Rechenanlagen und Endstel- 
leneinrichtungen durch Netze miteinander ver- 
bunden, auf der anderen Seite werden die Fern- 
melde-Schaltzentralen zu Computern. 

Für die Gemeinschaftspolitik ergeben sich durch 
diese neue Phase die folgenden Tendenzen: 

Durch die ungeheure Vielfalt der Arten von Ausrü- 
stungen und Software, die heute in den Systemen 
erforderlich werden, könnten sich neue Möglichkei- 
ten für eine zunehmende Diversifizierung und De- 
zentralisierung der Datenverarbeitung bieten, sofern 
die Behörden entsprechende Normen erstellen und 
Unterstützungen liefern können, die eine Monopoli- 
sierung verhindern und diesen Prozeß der Diversifi- 
zierung fördern. Sowohl im Interesse der europäi- 
schen Benutzer als auch einer gesunden und wett- 
bewerbsfähigen Industrie muß die Gemeinschafts- 
politik auf die Förderung der Entwicklung eines 
offenen Marktes und einer Industrie abzielen, in der 


I dezentralisierte Systeme einer Vielzahl von Liefe- 
ranten durch eindeutig festgelegte und angewandte 
Normen zusammengefaßt werden können und in 
deren Rahmen sich den europäischen Unternehmen 
auf vielen Sektoren des Marktes Entwicklungsmög- 
lichkeiten bieten. 

Außerdem besteht noch eine zweite, jedoch sehr viel 
weniger attraktive Möglichkeit. Durch die Entwick- 
lung einer umfassenden Struktur der Software und 
der Systemnetze durch eine einzige marktbeherr- 
schende Firma, die eine vollständige Skala von 
Ausrüstungen bietet, die den Anforderungen weit- 
gehend genügen, müssen sich die Kunden vielleicht 
auf viele Jahre hinaus festlegen und sind in ihrer 
freien Wahl sehr beschränkt, sofern kein öffentliches 
System der Normen und keine Politik erstellt wer- 
den, die anderen Lieferanten den Zugang zum Markt 
unter günstigeren Bedingungen ermöglichen. 

Nach Ansicht der Kommission bleiben die industriel- 
len Prämissen der Entschließung vom Juli 1974 un- 
angefochten: 

Es ist weder für den Benutzer annehmbar noch liegt 
es im öffentlichen Interesse, daß eine einzige Firma 
nicht nur den Markt für die herkömmlichen Zentral- 
einheiten beherrscht, sondern auch den Markt der 
dezentralisierten Datenverarbeitungen. 

Zumindest ein Teil dieser Schlüsselindustrie muß 
in europäischen Händen sein. 

Der europäische Markt für die Datenverarbeitungs- 
ausrüstungen (mit derzeit etwa 5 Milliarden RE) ist 
noch immer nur etwa halb so groß wie der Markt 
der Vereinigten Staaten. Sein Wachstum ist jedoch 
rascher. Selbst bei einer geringeren wirtschaftlichen 
Zuwachsrate als in den vergangenen zehn Jahren 
könnte sich dieser Markt wertmäßig bis 1980 ver- 
doppeln. 

j 

ln Anbetracht dieser Zuwachsrate ist es für viele 
europäische Eirmen durchaus möglich, sich zu ver- 
größern und innerhalb der nächsten zehn Jahre 
konkurrenzfähig zu werden, sofern sie unter günsti- 
gen Gegebenheiten in Europa arbeiten können und 
die erforderliche Unterstützung erhalten. Das stra- 
tegische Ziel der Gemeinschaftspolitik muß darin 
bestehen, eine pluralistische Datenverarbeitungsin- 
dustrie aufrechtzuerhalten; in einer Zeit der dezen- 
tralisierten Datenverarbeitung müssen die Benutzer 
weitgehend frei sein in der Wahl der Hardware und 
der Softwareausrüstung. Außerdem muß einer grö- 
ßeren Zahl von konkurrierenden Herstellern die 
Möglichkeit zum Erfolg geboten werden. 

Im nachstehenden Dokument sind einige Merkmale 
der für diesen Sektor erforderlichen Globalpolitik 
aufgeführt. Darauf folgt eine Reihe spezifischer Vor- 
schläge, über die nach Ansicht der Kommission im 
Jahr 1975 ein Beschluß gefaßt werden muß, um eine 
Durchführung im Jahr 1976 zu ermöglichen. 
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Im Lichte dieser Bemerkungen und der Erörterungen 
in den Gemeinschaftsinstitutionen schlägt die Kom- 
mission vor, dem Rat vor April 1976 ein Gesamt- 
programm für die Entwicklung der Gemeinschafts- 
industrie und ihrer Anwendung vorzulegen. Dieses 
Programm soll auf dem Bericht über die Datenverar- 
beitungsindustrie basieren, der derzeit von der Kom- 
mission ausgearbeitet wird; es würde den Zeitraum 
1977 bis 1980 erfassen und dem in der Entschließung 
des Rates vom Juli 1974 vorgesehenen mittelfristi- 
gen Programm entsprechen. Das Programm umfaßt 
die dem Rat von der Kommission bereits vorgeschla- 
genen Maßnahmen und außerdem zusätzliche Aktio- 
nen, die im vorliegenden Dokument angedeutet sind. 
Das Programm stellt einen Gesamtrahmen für die 
Politiken der Mitgliedstaaten sowie für eine Reihe 
von vordringlichen Aktionen dar, für die eine ge- 
meinschaftliche Finanzierung oder Tätigkeit erfor- 
derlich ist. 

A. Der Markt der Datenverarbeitung und Benutzer 

Die entsprechenden Politiken zielen darauf ab, einen 
offenen Wettbewerb aufrechtzuerhalten, bei dem der 
Benutzer beim Kauf seiner Ausrüstungen die Wahl 
unter mehreren Lieferanten hat und bei dem die 
Umstellungskosten reduziert sind und die Normung 
in den Schlüsselbereichen einen Markt für viele 
Lieferanten und Einrichtungen schafft. 

1. Politik im Bereich der Normen 

Die Erstellung, Beibehaltung und weitgehende An- 
nahme gemeinsamer Datenverarbeitungsnormen ist 
für die Benutzer eine Hilfe, da es ihnen ermöglicht 
wird, Ausrüstungen und Software von verschiede- 
nen Lieferanten zu kombinieren und ohne über- 
mäßige Umstellungskosten auf neue Ausrüstungen 
überzugehen. Diese Politik bildet einen günstigen 
Rahmen für eine breite Skala wettbewerbsfähiger 
Industrielieferanten, die Ausrüstungen oder Soft- 
ware anbieten können, die ohne übermäßige Anpas- 
sungskosten auf anderen Ausrüstungen verwendet 
werden können. Die Normen müssen von unpartei- 
ischen Behörden empfohlen und angewandt werden, 
die ein breites Spektrum von Interessen - Industrie 
und Benutzer - vertreten-, die Normen sollten nicht 
von einem individuellen marktbeherrschenden Kon- 
zern auferlegt werden, der sie unweigerlich und un- 
geachtet der allgemeineren Interessen von Benutzern 
und Herstellern ändern wird. 

Daher hat die Kommission im Februar 1975 eine 
Arbeitsgruppe für Normierungsfragen (Working 
group on Standards, WGS) eingerichtet, der natio- 
nale Sachverständige angehören. Die Gruppe soll 
Empfehlungen über wünschenswerte Gemeinschafts- 
normen im Bereich der Datenverarbeitung erstellen, 
die Kommission bei der Ausarbeitung von Politiken 
zur Anwendung der Normen unterstützen auch hin- 
sichtlich ihrer Positionen gegenüber den Weltnor- 
menorganisationen. Die Kommission und die Gruppe 
sind bestrebt, eine gemeinschaftliche Strategie zu 
erarbeiten, die maximal auf die bestehenden Nor- 


men und Normenorganisationen zurückgreift. Zuwei- 
len wird jedoch die Entwicklung neuer Normen not- 
wendig sein. 

Die Arbeitsgruppe WGS hat bereits zwei vordring- 
liche Aktionsbereiche festgelegt und entsprechende 
Arbeitsgruppen eingesetzt: 

a) COBOL ist die am weitesten angewandte hoch- 
entwickelte Datenverarbeitungssprache. Eine ent- 
sprechende Arbeitsgruppe soll versuchen, geeig- 
nete europäische Standard-Teilsätze für COBOL 
zu definieren und die Haltung der Gemeinschaft 
bei internationalen Erörterungen über Normen 
zu vertreten. 

b) Normen für die Netze. Diese sind von ausschlag- 
gebender Bedeutung für die gesamte Entwicklung 
der dezentralisierten Datenverarbeitung. Auf 
ihrer Konferenz im April 1975 hat die CEPT 

~ u. a. als Reaktion auf die Maßnahmen der 
Gemeinschaft die Einsetzung einer Reihe von 
Arbeitsgruppen beschlossen, die mit der Harmo- 
nisierung der künftigen Fernmeldedienste und 
Normen betraut wurde. Eine dieser Gruppen 
befaßt sich mit der Datenübertragung. Die von 
der Arbeitsgruppe WGS eingesetzte Arbeitsgrup- 
pe „Netznormen" will Gemeinschaftslösungen 
ausarbeiten und der CEPT vorschlagen, die unter 
dem Gesichtspunkt der Datenverarbeitung am 
besten geeignet erscheinen für Normen auf dem 
Gebiet des Fernmeldewesens. Danach soll diese 
Gruppe Empfehlungen über umfassendere Nor- 
men des Datenaustauschs festlegen. 

c) In einem weiteren Bereich, dem Gebiet der Echt- 
zeit-Datenverarbeitungssysteme, auf die 1980 
etwa ein Drittel des gesamten Ditenverarbei- 
tungsmarktes entfallen dürfte, schlägt die Kom- 
mission vor, daß die Gemeinschaft die Entwick- 
lung einer neuen Standardsprache unterstützen 
sollte (cf. Vorschlag 1). 

In diesem Bereich gibt es eine beträchtliche Anzahl 
verschiedener nationaler Sprachen, die innerhalb 
der nächsten fünf Jahre veraltet sein werden. Sofern 
in Europa jetzt Maßnahmen getroffen werden, bei 
denen man auf die wertvollen Arbeiten zurückgreift, 
die bereits außerhalb der Kommission durchgeführt 
wurden, könnte in Europa eine neue internationale 
Standardsprache geschaffen werden, die ab 1980 
angewandt werden kann und sowohl für die Benut- 
zer der Gemeinschaft als auch für die Industrie von 
beträchtlichem Vorteil ist. 

Die Anwendung der empfohlenen Normen erfordert 
beständige Bemühungen der Behörden sowohl im 
Rahmen der öffentlichen Beschaffungspolitik als auch 
durch die Bereitstellung von Dokumentationen, die 
auf den neuesten Stand zu halten sind sowie durch 
Empfehlungen an den privaten und öffentlichen 
Benutzer. 


1) Conference des Postes et Telecommunictations 
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In den nächsten sechs Monaten wird die Kommission 
mit den nationalen Behüiden weiter untersuchen, mit 
welchen Verfahren die Anwendung der empfohlenen 
Gemeinschaftsnormen in der öffentlichen Beschaf- 
fungspolitik am besten gewährleistet werden kann. 
Bezüglich der Anwendung von Normen und der 
Unterstützung der Benutzer scheint es vernünftig, auf 
ein Netz von Institutionen in den Mitgliedstaaten als 
permanente Infrastruktur zurückzugreifen. Einige 
dieser Institutionen kommt bereits im Zusammen- 
hang mit nationalen oder internationalen Normen 
eine ähnliche Rolle zu. In anderen Fällen wird diese 
Funktion entwickelt werden müssen. 

Gesamtvorschläge für eine solche Struktur werden 
im Rahmen des mittelfristigen Programms gemacht, 
das 1976 vorgelegt werden soll. 


2. Portabiltät von SW-Produkten 

ln engem Zusammenhang mit den Normungstätig- 
keiten stehen die Vorschläge zur Förderung der 
Portabilität (Anhang 2). 

In ihrer Mitteilung vom März 1975 hat die Kommis- 
sion betont, wie wichtig es sei, die hohen Kosten 
zu reduzieren, die den Benutzern von Datenverarbei- 
tungsanlagen beim Übergang von einer Art Ausrü- 
stung auf eine andere Art für die Übertragung der 
Softwareprogramme enstehen. Ein Beitrag zur Errei- 
chung dieses Ziels könnte geleistet werden, wenn 
leicht übertragbare Software die auf verschiedenen 
Anlagen verwendet werden kann, zu verhältnis- 
mäßig geringen Kosten verfügbar ist und wenn 
Hilfsmittel für die ümstellung ohne weiteres und zu 
geringen Kosten verfügbar sind. 


3. Zusammenarbeit zwischen den nationalen Zentren 
für Forschung und Anwendungsunterstützung 

Die Notwendigkeit, eine Infrastruktur in Form eines 
Netzes von Institutionen zur Förderung der Ge- 
meinschaftsnormen zu entwickeln, wurde bereits er- 
wähnt. Eine solche Infrastruktur wird auch auf ande- 
ren Gebieten der Gemeinschaftspolitik benötigt, zum 
Beispiel allgemeine technische ünterstützung für 
Benutzer und Grundlagenforschung. In einigen Mit- 
gliedstaaten werden diese drei Aufgaben in ein und 
derselben Institution wahrgenommen. Die Kommis- 
sion hatte ünterredungen mit einer Reihe solcher 
Institutionen, die bemüht sind, ein ständiges System 
der Zusammenarbeit einzurichten. Diese Bemühun- 
gen haben zur Erstellung des in Anhang 3 ausge- 
führten Vorschlages für drei Kooperationsstudien 
dieser Institutionen geführt. 

Die erste Studie liegt auf dem Gebiet des Rechts- 
schutzes der Bürger. Sie dient dem Zweck, die vom 
europäischen Parlament organisierten Sitzungen und 
die eventuellen Harmonisierungsarbeiten der Kom- 
mission auf diesem Gebiet zu unterstützen. 


Ferner werden Studien im Bereich der Programmier- 
techniken vorgeschlagen sowie auf dem Gebiet der 
Bewertung von Merkmalen von Datenbankmanage- 
mentsystemen. 

Diese Studie, die in sehr enger Zusammenarbeit mit 
den Anwendern erstellt werden wird, dient der 
Bewertung einer gewissen Zahl von existierenden 
Datenbankmanagementsystemen und zur Bestim- 
mung wünschenswerter Charakteristika, besonders 
bezüglich Portabilität, Normen u.s.w. Diese ünter- 
suchung liefert daher einen wissenschaftlichen Bei- 
trag zu den unter den Punkten 1 und 2 auszuführen- 
den Arbeiten. 

Die von drei größeren Institutionen (NCC, IRAI und 
GMD) -) ursprünglich vorgeschlagene Zusammen- 
arbeit bei diesen und anderen Studien wird sobald 
wie möglich dahingehend erweitert, daß weitere In- 
stitutionen in anderen Mitgliedstaaten einbezogen 
werden. 


4. Beschaffungspolitik 

In der Ratsentschließung vom Juli 1974 wird auf die 
Notwendigkeit einer Zusammenarbeit im Bereich der 
öffentlichen Beschaffungspolitik Bezug genommen. 
Es wurde eine Arbeitsgruppe nationaler Sachver- 
ständiger eingesetzt. 

Die Kommission hat die Absicht, diese Arbeiten 
innerhalb der nächsten sechs Monate auszubauen. 
Abgesehen von der Überwachung des Fortschritts 
der öffentlichen Beschaffung bei europäischen Firmen 
wären weitere wichtige Bereiche für eine Zusam- 
menarbeit die Aufgliederung in Beschaffung von 
Hardware and Software, Bewertungstechniken und 
Verfahren der Vertragsabschlüsse. 


5. Anwendungen 

Die Kommission hat bereits fünf Anwendungspro- 
jekte vorgeschlagen. Im Rahmen von Studien und 
Erörterungen hat sich ergeben, daß eine weitere 
umfassende Skala von Studien und Entwicklungen 
nutzbringend von der Kommission unterstützt wer- 
den könnte. Da die verfügbaren Mittel sehr be- 
schränkt sind, muß bei der gemeinschaftlichen Unter- 
stützung sehr selektiv vorgegangen werden. Zu die- 
sem Zweck: 

i) muß ein Gesamthaushalt festgelegt werden, so 
daß im Rahmen der verfügbaren Mittel Prioritä- 
ten gesetzt werden können; 


2) NCC: National Computing center (UK) 

IRIA: Institut de Recherche d'Informatique et d'auto- 
matique (F) 

GMD: Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung (D) 
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ii) hält die Kommission, abgesehen von den grund- 
legenden Erfordernissen, die für die Benutzer der 
Gemeinschaft von Interesse sind, die nachstehen- 
den Kriterien für eine Auswahl für wichtig; An- 
wendungen in Bereichen, in denen Studien und 
Entwicklungen Ergebnisse erbringen, die für die 
Benutzer weitgehend von Interesse sind und die 
von der Industrie in starkem Maße vermarktet 
werden können; Anwendungen in bestimmten 
Bereichen auf Gemeinschaftsebene, die sich be- 
trächtlich auf Normen und andere Entwicklungen 
auswirken, insbesondere auf dem Gebiet der 
Übertragungsnetze; Anwendungen auf Gebieten, 
auf denen durch gemeinsame Studien oder Ent- 
wicklungen beträchtliche Einsparungen öffent- 
licher Gelder erzielt werden können. 

Die Arbeiten im Bereich der Anwendungen sind von 
größerer Bedeutung, da hier nicht nur das Fach- 
wissen und die Erfahrung auf dem Gebiet der Daten- 
verarbeitung den Bedürfnissen der Benutzer wirk- 
sam angepaßt werden können, sondern da auch neue 
und zweckdienliche Anwendungen entwickelt wer- 
den, so daß die europäische Industrie ihren Markt- 
anteil vergrößern kann. Es handelt sich also hier um 
das wesentliche Prüffeld für den Wettbewerb mit 
IBM und anderen nicht europäischen Herstellern 
sowie um einen Bereich, in dem ein besonderer 
europäischer Beitrag zur Datenverarbeitung gelei- 
stet werden kann, da die in den Vereinigten Staaten 
und in anderen Ländern erarbeiteten Lösungen viel- 
leicht nicht den Bedürfnissen Europas entsprechen. 

Die Kommission beabsichtigt ein, ab 1977 einzufüh- 
rendes neues allgemeines Finanzierungsverfahren 
vorzuschlagen, mit dem gemeinsame Anwendungs- 
studien und Entwicklungen von Gemeinschaftsinter- 
essen unterstützt werden können. Der so eingesetz- 
te Fond wäre nicht nur zur Finanzierung der von 
der Kommission vorgeschlagenen Studien und Ent- 
wicklungen verfügbar, sondern auch für die Teil- 
finanzierung von Vorschlägen von Benutzern oder 
Industriefirmen, die mindestens in drei Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft ansässig sind. 

Bis dahin, d. h. bis dieses allgemeine Schema ange- 
wandt wird, werden zwei neue vordringliche An- 
wendungsprojekte vorgeschlagen, die 1976 anlaufen 
könnten (Anhang 4). Ein Projekt bezieht sich auf 
die Entwicklung einer neuen übertragbaren Soft- 
ware für die Datenauffindung. Dies ist für viele 
öffentliche Benutzer (einschließlich solcher Gemein- 
schaftsprojekte wie Euronet und des Systems für 
Rechtsinformation) eine wichtige Voraussetzung und 
außerdem ein Instrument, das für das gesamte Ge- 
biet der Datenverarbeitung von Bedeutung ist. Diese 
Arbeiten sind also nicht nur für die Benutzer, son- 
dern auch für die europäische Industrie von Belang. 

Das zweite Projekt betrifft experimentelle Entwick- 
lungsarbeiten im Bereich der Datenübertragung mit 
hoher Geschwindheit, in deren Rahmen CERN und 
das Europäische Informatiknetz (COST 11) den Fern- 


meldeversuchssatelliten der Europäischen Raumfahrt- 
behörde einsetzen werden. Im weiteren Rahmen der 
Politik auf dem Gebiet der Übertragungsnetze hält 
die Kommission dieses Projekt für wichtig. Es han- 
delt sich um ein Pilotprojekt, das wertvolle Erkennt- 
nisse sowohl für die Industrie als auch für Benutzer 
mit sich bringt. 


B. Unterstützung der Industrie 
Allgemeine Ziele 

Jegliche finanzielle ünterstützung oder Beihilfe der 
Gemeinschaft für die europäische Industrie muß in 
der Perspektive dreier Ziele betrachtet werden 

i) Der europäischen Industrie müssen durch An- 
gleichung der ihr gebotenen verschiedenen 
finanziellen Vorteile die gleichen Wettbewerbs- 
möglichkeiten geboten werden wie ihrer Kon- 
kurrenz. 

ii) Die Industrie muß ermutigt und unterstützt 
werden, Hilfsquellen in erforderlichen Gebieten 
zusammenzufassen, um Kostendegressionen zu 
erreichen und somit die Produktivität zu erhö- 
hen und die Gesamtwirtschaftlichkeit zu för- 
dern; 

iii) In den Schlüsselbereichen, von denen die gesam- 
te Zukunft der Industrie abhängt, muß die Lei- 
stungsfähigkeit gefördert und ausgebaut wer- 
den. 

Der Hauptteil der ünterstützung der nationalen 
Regierungen für die Datenverarbeitungsindustrie 
floß bisher den größten Herstellern von Zentralein- 
heiten zu. Die Kommission ist weiterhin der Ansicht, 
daß industrielle Assoziierungen innerhalb Europas 
in diesem Bereich ausschlaggebend sind, um Kosten- 
degressionen zu erreichen. Die Kommission hält es 
für ratsam, weitere Regierungsunterstützungen in 
diesem Bereich den erfolgversprechenden Assoziie- 
rungen zwischen europäischen Herstellern zu bewil- 
ligen. 

Es gibt jedoch einige größere Bereiche - die nach- 
stehend beschrieben sind -, in denen eine unter- 
stützende Aktion der Gemeinschaft dringlich ist, weil 
entweder wie im Falle (1) (Unterstützung der Ver- 
kaufsfinanzierung) die allgemeinen Wettbewerbs- 
bedingungen für die europäische Industrie ungün- 
stig sind und das Gleichgewicht wieder hergestellt 
werden muß, oder, es sich wie im Falle (2) Periphe- 
riegeräte und (3) Bauelemente um wesentliche Zu- 
wachsbereiche handelt, von denen in dieser Mittei- 
lung bereits die Rede war. 

1. Gleichartige Wettbewerbsbedingungen zur 
Absatzförderung 

Am dringendsten ist ein Eingreifen der Gemein- 
schaft auf dem Gebiet des Mietwesens. IBM hat 
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durch seine feste Marktposition und durch die unge- 
heuren internen Mieteinkünfte einen dauernden 
Vorteil gegenüber den übrigen Konkurrenten, die 
zur Finanzierung des Wachstums ständig Fremd- 
mittel aufbringen müssen. 

Dieser Nachteil wird noch verschärft durch die Infla- 
tion und die Rezession wodurch sich die Kredit- 
beträge verringern, die die Gesellschaften im Ver- 
hältnis zu ihrem Grundkapital aufbringen können. 
Das Problem stellt sich in besonders akuter Weise 
für kleine und mittlere Unternehmen, denn das 
Mieten - das ursprünglich in erster Linie bei Zen- 
traleinheiten angewandt wurde - erweist sich in 
steigendem Maße auch für Minicomputer, Periphe- 
riegeräte und hochwertige Endstellen als erforder- 
lich. 

In einer von Direktverkäufen abhängigen Industrie 
kann eine neue Firma die zu Beginn nur einen sehr 
geringen Marktanteil hat, nach einer kurzen An- 
fangsperiode von etwa zwei Jahren ein weiteres 
Wachstum mittels ihres Einkommens ihrer Verkäufe 
finanzieren. Je schneller die Verkäufe ansteigen, um 
so rascher steigen auch Einkünfte und Gewinn. Auf 
einem Industriesektor wie der Datenverarbeitung 
wo Ausrüstungen vorwiegend gepachtet oder gemie- 
tet werden, ist das Gegenteil der Fall. Je schneller 
eine Firma ihre Verkäufe erhöht, um so mehr Geld 
muß sie von außerhalb aufbringen und um so unaus- 
geglichener sind die Bilanzen. 

Bei einem jährlichen Marktanstieg von etwa 13 v. H. 
scheint es angemessener für die europäische Indu- 
strie, ihren Marktanteil 1979 auf 41 v. H. und 1985 
auf etwa 50 v. H. zu erhöhen. Für dieses Wachstum 
wären in den nächsten fünf Jahren Finanzmittel in 
Höhe von etwa 5000 Millionen RE erforderlich ®). 

Im Rahmen der augenblicklichen Finanzierungslage 
wären schätzungsweise etwa 50 v. H. der erforder- 
lichen Summen bei Privatbanken zu erhalten. Für die 
restliche Summe erscheint ein geeignetes Finanzie- 
rungssystem erforderlich. 

Im Rahmen des mittelfristigen Datenverarbeitungs- 
programms wird die Kommission einen Vorschlag 
zur Erstellung eines gemeinschaftlichen Finanzie- 
rungssystems unterbreiten, dessen Ziel es sein soll, 
der europäischen Industrie Finanzierungsbedingun- 
gen, die bis zu einem bestimmten Punkt mit den 
Bedingungen, die IBM genießt, verglichen werden 
könnten. 

2. Peripheriegeräte und Endstellen ^ 

Den rechnernahen Peripheriegeräten (Platten, Bän- 
der und Bandlaufwerke, input-output-Vorrichtungen, 
Übertragungseinrichtungen usw.) kommt wachsen- 
de Bedeutung zu, nicht nur im Zusammenhang mit 
umfassenden zentralen Prozeßsteuerungsanlagen 
sondern auch Minicomputern und kleineren dezen- 
tralisierten Systemen. 1974 entfielen auf diese Ein- 


richtungen 25 V. H. der Verkäufe; dieser Prozentsatz 
soll 1979 auf 28 v. H. bei gleichbleibender Wachs- 
tumsrate ansteigen. 

Die industrielle Erfahrung wird außerdem durch die 
Analyse, die in einer Kommissionsstudie enthalten 
ist, bestätigt, daß in diesem Sektor - wie bei den 
Zentraleinheiten - die Kosten bei verdoppelter Pro- 
duktion gewöhnlich um etwa 15 v. H. fallen Das 
Bestreben, Kostendegressionen bei der Produktion 
und der Entwicklung zu erreichen, hat schon viele 
Firmen in den Vereinigten Staaten veranlaßt, „Joint 
ventures" zu errichten oder zu kaufen anstatt selber 
herzustellen. Europäische Hersteller, die noch weit 
von dem Produktionsumfang einiger US-Firmen ent- 
fernt sind, müssen unbedingt eine ähnliche Politik 
des Ankaufs der Entwicklung und der Herstellung 
auf gemeinschaftlicher Basis ausarbeiten, wenn sie 
ein wirtschaftliches Produktions- und Entwicklungs- 
niveau erreichen wollen. 

Das einfachste Verfahren zur Erreichung solcher Ein- 
sparungen ist derzeit der Direktkauf bei amerikani- 
schen Erzeugern. Eine Folge dieser Politik ist es, 
daß die mittleren europäischen Hersteller in diesem 
Bereich aus dem Geschäft gedrängt werden. Euro- 
päische Bemühungen zur Erreichung von Abkom- 
men im Hinblick auf die Rationalisierung und die 
gemeinsame Entwicklung bestimmter Erzeugniss ; 
würden die europäische Industrie nicht nur stärkc;n, 
sondern sie auch in eine bessere Lage versetzen, um 
weitreichende transatlantische Abkommen auszu- 
handeln. 

Die Kommission beabsichtigt, Hersteller sowohl von 
dezentralisierten Rechnern als auch von Zentralein- 
heiten zu einer Begegnung im Rahmen von dru' 
Kommission organisierter Veranstaltungen einzu- 
laden, um systematisch Rationalisierungsabkommen 
zu erörtern, einschließlich des gegenseitigen Kaufs 
von Peripheriegeräten, der gemeinsamen Erzeugung 
oder gemeinsamer Käufe bei dritten Lieferanten. 
Dieses Verfahren könnte 1975 und 197ö angewandt 
werden. 

Ferner wird vorgeschlagen, ab Anfang 1977 im Rah- 
men des im April 1976 vorzuschlagenden neuen 
Finanzsystems, welches auf den Anforderungen und 
Bedürfnissen der Industrie und der Benutzer basiert, 
finanzielle Anreize für Übereinkünfte in Form von 
Entwicklungsverträgen für neue Schlüsselerzeugnisse 
zu liefern (Bandbibliothek und Platten mit schnellem 
Zugriff), die gemeinsam von Firmen entwickelt wer- 
den, die mindestens in drei Gemeinschaftsländern 
ansässig sind. 


3) SOBEMAP; 

Studie über den erforderlichen Finanzierungsbedarf in 
der europäischen Datenverarbeitungsindustrie. 

4) Y.S. HU: Towards a European Policy on the EDP 
industry. 
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Umfassendere Untersuchungen könnten erweisen, 
daß es möglich ist, die gleiche Art finanzieller An- 
reize auch auf Endstellen oder modulare Baublöcke 
für Endstellen auszudehnen. Wenn Normen für die 
Anschlußstellen und Netze auf europäischer Ebene 
erstellt werden können, dürften sich beträchtliche 
Möglichkeiten für europäische Hersteller ergeben, 
Endstellen zu entwickeln und auf größeren Märkten 
abzusetzen. 

3. Bauelemente 

Der Preis, die Leistung und die Möglichkeit, fort- 
geschrittene Bauelemente einzusetzen, sind kritische 
Merkmale für die Wettbewerbsfähigkeit der Her- 
steller aller Arten von Datenverarbeitungsausrüstun- 
gen. 

Diesen Faktoren kommt immer größere Bedeutung 
zu, da es durch LSI möglich wird, ganze Systeme 
auf einer einzigen Mikrosiliziumscheibe zusainmen- 
zufassen, die es in immer stärkerem Maße erlaubt, 
Aufgaben und Funktionen auf verschiedene Geräte 
aufzuteilen. 

Die fortgeschrittenen elektronischen Bauelemente 
sind der technologische Schlüssel zu Umstellung und 
Expansion auch in der Fernmeldeindustrie, denn 
hier wird die Entwicklung in den nächsten zehn 
Jahren untrennbar mit der Entwicklung der dezen- 
tralisierten Datenverarbeitung verbunden sein. 
Stärke und Struktur dieser Schlüsselindustrie sind 
demnach für die Gemeinschaft von ausschlaggeben- 
der Bedeutung. 

Bisher waren die europäischen Hersteller von Daten- 
verarbeitungsanlagen in starkem Maße von ameri- 
kanischen Lieferanten massengefertigter fortgeschrit- 
tener Bauelemente abhängig, die an der Spitze der 
Welttechnologie stehen und bei denen hohe Kosten- 
degressionen erzielt werden können; dies ist einer- 
seits auf die ungeheure Größe des US-Marktes zu- 
rückzuführen und andererseits auf Anregungen, die 
von der umfangreichen Forschung und Entwicklung 
im Rahmen des Verteidigungs- und Weltraumpro- 
gramms ausgehen. 

Japan seinerseits ist im Begriff, ein größeres natio- 
nales Entwicklungsprogramm für fortgeschrittene 
Bauelemente zu erstellen, das den Bedürfnissen der 
Fernmelde- und Datenverarbeitungsindustrie ent- 
sprechen soll. 

Obgleich die Bauelemente-Industrie der Vereinigten 
Staaten nicht von einem einzigen Hersteller be- 
herrscht wird und sich hier nicht die gleichen Pro- 
bleme stellen wie auf dem Gebiet der Datenverar- 
beitung, sind bestimmte Probleme für die europäi- 
sche Datenverarbeitungsindustrie von wachsender 
Bedeutung: 

a) kleine bis mittlere Hersteller von dezentralisier- 
ten Rechenanlagen haben nicht einmal beim Er- 
werb von Standardbauelementen die erforder- 


liche Verhandlungsstärke und hängen hinsicht- 
lich des Entwurfs ihrer Erzeugnisse in steigen- 
dem Maße von ihren Beziehungen zu deren Her- 
stellern ab; 

b) um die am meisten fortgeschrittenen Bauelemen- 
te zu erhalten ist es nicht mehr möglich, sich auf 
andere amerikanische Hersteller von LSI-chips 
als IBM zu stützen, da IBM inzwischen der erste 
Hersteller dieser Art auf der Welt geworden ist. 
Europäische Hardwareproduzenten, die bereits 
ein Jahr Rückstand in Kauf nehmen müssen, ihre 
Produkte mit den neuesten Bauelementen ande- 
rer Hersteller zu versehen, geraten gegenüber 
IBM mit seinen eigenen, technisch hochstehen- 
den Bauelementen um ca. drei Jahre ins Hinter- 
treffen. 

c) Die Zeitspanne, die eine Firma von der Planung 
bis zur Herstellung eines brauchbaren, erprobten 
und vollständig ausgerüsteten Bauelementes be- 
nötigt, ist zum kritischen Faktor in der Entwick- 
lung von Computersystemen geworden. Ent- 
wurfstechniken für die Verwendung fortgeschrit- 
tener Bauelemente - ungeachtet, ob sie in der 
eigenen Firma entwickelt oder als Teilsatz vom 
Bauelementenhersteller werden - sind demnach 
für die EDV-Industrie von wesentlicher Bedeu- 
tung. 

Da der Hersteller fortgeschrittener Bauelemente eine 
immer größere Bedeutung im Rahmen der Daten- 
verarbeitungssysteme übernimmt, wird es immer 
wichtiger, daß diese Bauelemente in Europa in enger 
Verbindung mit der EDV-Industrie entworfen, ent- 
wickelt und hergestellt werden. 

Die Kommission schlägt daher die nachstehenden 
Maßnahmen vor: 

a) Mit der Industrie müssen geeignete Maßnahmen 
erörtert werden, die für alle interessierten Fir- 
men dieser Branche die Möglichkeit zum gemein- 
samen Ankauf von Standardbauelementen er- 
leichtert. 

b) Ab Anfang 1977 soll ein finanzieller Anreiz in 
Form von Verträgen zur gemeinsamen Entwick- 
lung von fortgeschrittenen Bauelementen an 
europäische Firmenvereinigungen gegeben wer- 
den, die Verbraucher von einem gewissen Min- 
destumsatz dieser Bauelemente in mindestens 
drei verschiedenen Gemeinschaftsländern umfas- 
sen. Zwei hervorstechende Ziele sind die Schaf- 
fung einer „zweiten Bezugsquelle" und die Ent- 
wicklung fortgeschrittener Technologien in der 
Europäischen Bauelementenindustrie. 

c) 1976: Durchführung einer Studie über die besten 
Möglichkeiten zum Aufbau europäischer LSI- 
Entwicklungseinrichtungen unter besonderer Be- 
rücksichtigung des Bedarfs der Datenverarbei- 

••) Large scale Integration 
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tungs- und Fernmeldeindustrie. In solchen Ein- 
richtungen soll das technologische Potential der 
führenden europäischen Bauelementehersteller 
zusammengefaßt werden, um einen Entwick- 
lungs- und Entwurfsdienst für die Ariwendung von 
LSI-Bauelemente in neuen Datenverarbeitungs- 
systemen zur Verfügung zu haben. 

Einige Mitgliedstaaten haben bereits eine Abschät- 
zung der strategischen Bedeutung der Industrie für 
elektronische Bauelemente in jeglicher Industrie- 
politik durchgeführt. Namentlich die Bundesrepublik 
Deutschland hat der Kommission ein umfassendes 
Unterstützungsprogramm mitgeteilt, das sie für die 
Jahre 1974 bis 1978 vorgesehen hat und wozu sie 
weitere Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit auf- 
fordert. Der volle Nutzen solche wesentlichen An- 
strengungen wird nach Ansicht der Kommission nur 
erreicht werden, wenn die Gemeinschaft fähig ist, 
eine Globalstrategie für diesen Sektor aufzustellen, 
die sowohl die Koordinierung der nationalen Politi- 
ken, als auch gemeinsame Aktionen der oben auf- 
gezeigten Art beinhaltet. 

In den nächsten sechs Monaten will die Kommission 
Gespräche mit der Industrie abhalten und Sachver- 
ständige der nationalen Regierungen mit dem Ziel 
einladen, die bestehenden nationalen Politiken zu 
vergleichen und eine globale Gemeinschaftspolitik 
über elektronische Bauelemente zu erarbeiten, in 
Verbindung mit dem mittelfristigen Datenverarbei- 
tungsprogramm, das im April 1976 vorgelegt werden 
wird. 


C. Allgemeine Fragen 

1. Management gemeinsamer Programme 

Der Beratende Ausschuß, dessen Einsetzung im Zu- 
sammenhang mit den fünf derzeit vor dem Rat be- 
findlichen Anwendungsprojekten vorgeschlagen 


wurde, wird die Kommission bei der Durchführung 
der in dieser Mitteilung skizzierten Programme bera- 
ten und unterstützen. Zur Überwachung der Ausfüh- 
rung jedes einzelnen Programms werden spezielle 
technische Ausschüsse eingesetzt. Die Mitglieder die- 
ser Ausschüsse werden von der Kommission auf 
Vorschlag des Beratenden Ausschusses ausgewählt. 

2. Koordinierung der nationalen Politiken 

Vorschläge für eine Gemeinschaftspolitik werden 
von der Kommission bereits mit einer Gruppe hoher 
Beamter erörtert. 

Um zu gewährleisten, daß das mittelfristige Pro- 
gramm die Absichten der Entschließung widerspie- 
gelt und sowohl gemeinsame Aktionen als auch Ko- 
ordinierung der nationalen Politiken berücksichtigt, 
werden in den nächsten sechs Monaten innerhalb 
dieser Gruppe systematischere Bemühungen aufge- 
wendet werden müssen, um die nationalen Politiken 
gegenüberstellen und miteinander zu vergleichen, 
vor allem auf dem Gebiet der dezentralisierten Da- 
tenverarbeitung und der Bauelemente. 

3. Vorbereitung des mittelfristigen Programms 

Es wird darauf hingewiesen, daß für die Vorberei- 
tung des mittelfristigen Programms einige Orientie- 
rungsstudien auf Kommissionsebene erforderlich 
sind. Zu diesem Zweck sind für das Jahr 1976 Mittel 
in Höhe von 500 000 RE vorgesehen (s. Anhang 5 
des Dokuments). 

Im April 1976 wird die Kommission Vorschläge für 
den Haushalt der Jahre 1977 bis 1980 vorlegen und 
die Mittelzuweisung für die Hauptverwendungskate- 
gorien (Anwendungen, Bauelemente, Peripheriege- 
räte, Portabilität der Software usw. . . .) spezifizie- 
ren zusammen mit Finanzierungsmöglichkeiten, die 
am meisten geeignet erscheinen, so daß die ver- 
schiedenen Tätigkeiten im Januar 1977 beginnen 
können. 
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4. Finanzierung der Projekte 

Kostenaufteilung Tabelle I 


An- 

hang 

Nr. 

Projekt 

Gesamt- 

kosten 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1 ' 

LTPL-Projekt 

6 703 100 

2 433 500 

2 213 600 

1 394 500 

661 500 


2 

Software-Portabilität 

9 443 000 

823 000 

5 455 000 

3 165 000 



3 

Förderung der Anwendung 
der Datenverarbeitung 

5 029 000 

1 064 000 

1 555 000 

1 555 000 i 

855 000 


4 

Anwendungen: 








a) Übertragung von Daten 
bei hoher 
Geschwindigkeit 

920 000 

500 000 

1 230 000 

80 000 

80 000 

30 000 


b) Dokumentarisierungs- 
und Retrivalsystem 

471 000 

133 500 

232 500 

105 000 




c) Studien 

500 000 

500 000 






insgesamt 

23 066 100 

5 454 000 

1 9 686 100 

6 299 500 


30 000 


Tabelle II 


Staatliche Zuwendungen an die Hardwarehersteller 
innerhalb der Gemeinschaft (in Mio Rechnungsein- 
heiten). 



1967 bis 1970 

1971 bis 1975 

Frankreich 

1 

109 

158 

Deutschland 

i 65 

i 

190 

England 

1968 bis 

September 1976 

Unterstützung 
für ICL: 144 


(Quelle: Nationale Delegationen) 

N.B. 

Auf dem Gebiet der Anwendungen ist es in anbe- 
tracht der komplexen Budgetverhältnisse sdiwierig, 
präzise Informationen zu erhalten 
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Anhang 1 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein Entwicklungsprojekt für eine 
gemeinsame Echtzeitprogrammiersprache (LTPL-Projekt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Entschließung des Rates vom 15. Juli 1974 
über eine gemeinschaftliche Politik auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung im Hinblick auf eine gemein- 
schaftliche Ausrichtung der Politik zur Unterstützung 
und Förderung der Datenverarbeitung, sieht u. a. 
vor, auf Vorschlag der Kommission kooperative 
Aktionen auf dem Gebiet der Normen zu erlassen. 

Die Existenz einer gemeinsamen Echtzeit-Pro- 
grammiersprache würde den Benutzern den Zugang 
zu einer größeren Palette von Produkten ermög- 
lichen und ihre Kosten mit Hilfe eines Austauschs 
ihrer Programme verringern. Zu diesem Zweck er- 
scheint es angemessen, die Entwicklung einer sol- 
chen Sprache im Rahmen einer gemeinschaftlichen 
Zusammenarbeit sicherzustellen. 

Das obengenannte Projekt erscheint notwendig, 
um im Rahmen des gemeinsamen Marktes gewisse 
Gemeinschaftsziele verwirklichen zu können. 


Der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft hat die hierfür erforder- 
lichen Befugnisse nicht vorgesehen — 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 wird ein im 
Dezember 1979 auslaufendes Projekt zur Entwick- 
lung einer gemeinsamen Echtzeit-Programmierspra- 
che festgelegt. Das Projekt wird im Absatz 3 „Inhalt 
der Aktion" des Anhangs zu diesem Beschluß defi- 
niert. 


Artikel 2 

Die zur Verwirklichung der Aktion notwendigen 
Mittel werden in den Haushaltsplan der Europäi- 
schen Gemeinschaft eingesetzt. 


Artikel 3 

Die Kommission sorgt für die Durchführung der 
Aktion. Sie wird darin durch den beratenden Aus- 
schuß für Aktionen auf dem Gebiet der Informatik 
unterstützt. 
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Anhang A zum Anhang 1 

Entwicklungsvorschlag einer gemeinsamen Echtzeit-Programmiersprache (Aktion LTPL) 


1 . Einführung 

1.1. Die Entschließung des Rates vom 15. Juli 1975 
begrüßt die Absicht der Kommission, nach ent- 
sprechenden Konsultationen vorrangig Vor- 
schläge „für eine Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Normen und der Anwendungen 
sowie der öffentlichen Beschaffungspolitik" 
vorzulegen; 

1.2. Der vorliegende Anhang erläutert den ersten 
Vorschlag der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der Normen: Ein Gemeinschaftsprojekt zur 
Entwicklung einer künftigen Standardsprache 
für Echtzeit-Datenverarbeitungsanwendungen; 

1.3. Der Vorschlag wird nach Ansicht der Kom- 
mission zwei wichtige Ziele der Entschließung 
des Rates verwirklichen: 

a) die Benutzer in den Stand zu setzen: 

— ihre Kosten durch den Austausch wich- 
tiger und kostspieliger Software-Pro- 
dukte zu verringern; 

— eine größere Unabhängigkeit von ein- 
zelnen Herstellern und ihren Produkten 
zu erreichen, d. h. ihnen die Möglich- 
keit zum Kauf von Ausrüstungen bei 
verschiedenen Lieferanten zu bieten, 
ohne die kostspielige Software wech- 
seln zu müssen; 

b) die europäische Datenverarbeitungsindu- 
strie zu stärken: 

— durch die Unterstützung bei der Beseiti- 
gung technischer Hemmnisse beim Mar- 
keting; 

— durch die Einräumung von Wettbe- 
werbsvorteilen für europäische Herstel- 
ler auf einem wichtigen Sektor des 
Weltmarktes. 

1.4. Vor der Ausarbeitung des Vorschlages wur- 
den Besprechungen mit folgenden Gruppen 
abgehalten: 

— ■ der Arbeitsgruppe Normen (Working 
Group of Standards, WGS), 

— einer in diesem Bereich aktiven Experten- 
gruppe - in der Benutzer, die europäische 
Datenverarbeitungsindustrie und Universi- 
täten vertreten sind — die bei der Defini- 
tion der technischen Spezifikationen für 
das Projekt mitgewirkt hat. 

Insofern ist der in diesem Anhang beschrie- 
bene Vorschlag das Ergebnis von Besprechun- 
gen mit interessierten (oder betroffenen) Krei- 


sen der Mitgliedstaaten, die im Hinblick auf 
die Definition, die Spezifikation und die Be- 
wertung der Aktion geführt wurden. 

2. Abriß und Rechtfertigung der Aktion 

2.1. Ziel des vorgeschlagenen Projekts ist die 
Entwicklung einer einheitlichen Programmier- 
sprache für Rechner mit Echt-Zeit-Anwendun- 
gen, d. h. wie Steuerung und Kontrolle indu- 
strieller Prozesse, Laborautomatisierung, 
Avionik, Platzreservierungen, Organisation 
von Prozessen in Verbundnetzen verteilter 
Rechnerkapazitäten oder Organisation von 
Datenflüssen in Nachrichtenübertragungsnet- 
zen mit Hilfe von Prozessen u. ä. 

Diese Sprache (LTPL == Long term procedural 
Language) soll in den späten 70er Jahren als 
Alternative zu den momentan existierenden 
und nicht austauschbaren Sprachen zur Ver- 
fügung stehen. 

2.2. Die Situation auf dem Gebiet der 
Echt-Zeit-Sprachen 

Im Rahmen der Entwicklung zu immer zahl- 
reicher werdenden und kostspieligen Pro- 
grammprodukten ist es schon seit einiger Zeit 
üblich, sich sogenannter höherer Sprachen 
zur Formulierung dieser Produkte zu bedie- 
nen. Weit verbreitete und häufig benutzte 
Programme brauchen auf diese Weise nur 
einmal in einer dieser Sprachen geschrieben 
werden. Voraussetzung ist, daß der anvisierte 
Rechnertyp die Benutzung der betreffenden 
Sprache gestattet. Die dafür notwendigen 
Kompilerkosten liegen in der Größenordnung 
von 1 bis 2 Mio RE. Gemessen an dem finan- 
ziellen Aufwand für Programme wird eine 
solche Investition schnell rentabel - sofern 
nicht zu viele höhere Sprachen miteinander 
konkurrieren. 

Die gegenwärtige Situation ist durch den Um- 
stand gekennzeichnet, daß es keinen inter- 
national akzeptierten Standard für Echt-Zeit- 
Sprachen gibt, wohl aber eine größere Anzahl 
individueller Sprachen, die unter einander 
nicht austauschbar sind: 

— - in Europa PEARL, CORAL 66, PROCOL, 
RTL 2 u. a. 

— in den USA Pl-1 und andere. 

Diese Sprachen wurden vorzugsweise auf na- 
tionaler Ebene entwickelt und einige von 
ihnen erfuhren durch die Beschaffungspolitik 
der öffentlichen Hand ihrer Heimatländer eine 
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beträchtliche Stützung. Auf diese Weise genie- 
ßen PEARL in Deutschland, PROCOL in Frank- 
reich und CORAL 66 in England eine beson- 
dere Stellung, die z. T. durch die Haltung der 
Industrie unterstützt wird. Die dadurch er- 
reichte teilweise Vereinheitlichung im natio- 
nalen Bereich und die damit verbundene Stär- 
kung der nationalen Märkte kann langfristig 
v/eder die Bedürfnisse der Hersteller noch die 
der Anwender befriedigen. 

2.3 Vorteile für den Anwender 

Es gibt unter den Anwendern Branchen in 
denen die Betriebskosten durch die wirtschaft- 
lich sehr bedeutende Aufwendungen für Pro- 
grammierpakete wesentlich beeinflußt wer- 
den. Das betrifft Lastverteilungsprogramme 
für Energie-Versorgurigs-Unternehrnen, Pro- 
gramme für Sicherheitssysteme bei Kernkraft- 
werken, Steuerungsprogramme für Hochöfen 
und Walzwerke u. a. Viele Anwender haben 
sich daher mit dem Ziel zusammengeschlos- 
sen, eine einheitliche Programmiersprache zu 
erreichen, die es ihnen ermöglicht, wichtige 
Programme durch kostensparenden Austausch 
untereinander gemeinsam zu nutzen. Dieses 
Verfahren hat sich im nationalen Bereich weit- 
gehend durchgesetzt. Ausländische Hersteller 
z. B., die deutsche Energie-Versorgungs-Unter- 
nehnien beliefern wollen, können dies nur 
noch unter Berücksichtigung von PEARL. 

Der notwendige Erfahrungs- und Programm- 
austausch auf europäischer Ebene und die 
damit verbundene weitere Kostenreduktion 
werden durch die fehlende Standardsprache 
verhindert. 

Ausländische Anbieter von Echt-Zeit-Anlagen 
werden in der Regel durch die kostspielige 
Umstellung auf die ihnen „fremde" Sprache 
um eine vorteilhafte Wettbewerbsposition 
gebracht. Für den Benutzer bedeutet dies er- 
höhte Abhängigkeit vom Inlandsraarkt. Eine 
Europäisierung des Marktes wird erschwert. 

Auf der anderen Seite wird die Umstellung 
des Anwenders auf eine ihm fremde Sprache 
behindert durch die Wertminderung seiner bis 
dahin erworbenen Programmbibliothek, in 
der sich erhebliche finanzielle Werte repre- 
sentieren können. 

2.4. Vorteile für den Hersteller 

Ursprünglich hatte die Herstellerindustrie die 
im gewissen Sinne schützende und Markt ab- 
schließende Funktion der national favorisier- 
ten Sprache begrüßt. Inzwischen haben viele 
Firmen eine Größe erreicht, die sie zwingt, 
mindestens das ganze Europa als Markt zu 
betrachten. Hierbei wirken sich jedoch die 
Existenz unterschiedlicher Sprachen und die 
dadurch für den Hersteller entstehenden Um- 


stellungskosten als technisches Handelshemm- 
nis aus, dessen Beseitigung durch Einführung 
eines einheitlichen Standarts daher im ge- 
nauen Interesse der Industrie liegt. 

Eine solche Maßnahme würde die Stellung 
der europäischen Industrie als Ganzem auf 
dem Weltmarkt verbessern. Gerade die Ent- 
wicklung des Weltmarktes hat gezeigt, wie 
wichtig eine harmonisierte Produktbasis für 
ein erfolgreiches Marketing ist. 

2.5. Allgemeine volkswirtschaftliche Vorteile 

Boi einem voraussichtlichen jährlichen Ge- 
samtumsatz der europäischen Software-Indu- 
strie von etwa 1 Milliarde RE im Jahr 1980 
wird allgemein erwartet, daß der Anteil der 
Echtzeit- Anwendersoftware bei 30 v. H. liegt. 

Andererseits läßt die gegenwärtige Entwick- 
lung den Schluß zu, daß dort, wo Hochniveau- 
Sprachen die einzelnen Sprachen des Assemb- 
ler-Typs ersetzt haben, insgesamt etwa 20 v. H. 
eingespart werden könnten. Die Hälfte dieses 
Anteils, d. h. 10 v. H., kann vermutlich dann 
eingespart werden, wenn anstelle der gegen- 
wärtig verwendeten Hochniveau-Sprachen 
eine gemeinsame genormte Sprache verwen- 
det wird. Die bei einer allgemeinen Akzeptie- 
rung einer genormten LTPL-Sprache erziel- 
baren Einsparungen werden daher auf etwa 
30 000 000 RE pro Jahr veranschlagt. 

2.6. Eine europäische Echtzeitsprache kann 
Weltstandard werden 

Es erscheint aus mehreren Gründen sinnvoll, 
eine einheitliche Echt-Zeit-Sprache, wie sie 
sich nach dem gesagten als notwendig erweist 
und die gute Chancen hätte, weltweite Ver- 
breitung zu finden, gerade in Europa zu ent- 
wickeln. 

Keines der amerikanischen Produkte erfüllt 
die Voraussetzungen hierzu; Die Echt-Zeit- 
Version von Pl-1 ist zumindest nach ihrem 
heutigen Stand technisch unbefriedigend. Die 
IBM Sprache Syst 7-RT ist so sehr auf IBM 
Produkte zugeschnitten, daß sie für den allge- 
meinen Gebrauch als ungeeignet erscheint. 
Ähnliches gilt für die Eigenentwicklungen 
anderer großer amerikanischer Hersteller. 

Dagegen waren die in Europa entwickelten 
Echt-Zeit-Sprachen von vornherein darauf an- 
gelegt, Hersteller - unspezifisch zu sein - eine 
positive Folge der europäischen Marktzersplit- 
terung. 

Vom europäischen Standpunkt aus ergeben 
sich hieraus noch besondere Aspekte; die Ein- 
führung eines Standards verschafft den an 
seiner Entwicklung beteiligten stets einen ge- 
wissen Marketingvorteil gegenüber den rei- 
nen Anwendern. Selbst wenn eine in Europa 
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entwickelte Sprache nicht offiziell als ISO- 
Standard anerkannt werden könnte, würde 
allein schon ihre mit Sicherheit zu erwartende 
Verbreitung über die Grenzen Europas hinaus 
zu einer Stärkung der europäischen Position 
führen. 

2.7. Wieso ein Gemeinschaftsprojekt zur 
Schaffung einer europäischen Echtzeitsprache? 

Die Wettbewerbslage zwischen den europäi- 
schen Partnern schließt es aus, daß ein Pro- 
jekt zur Schaffung einer einheitlichen euro- 
päischen Echt-Zeit-Sprache auf der alleinigen 
Basis einer der vorhandenen Sprachen mit 
Erfolg durchgeführt werden könnte. 

Vielmehr kann dies nur erreicht werden, 
wenn in gemeinsamer Zusammenarbeit der 
europäischen Industrie und der Anwender 
jede dieser Sprachen zu einem gemeinsamen 
Endprodukt weiterentwickelt wird. 

Das Resultat, LTPL, hätte eine Synthese der 
vom Standpunkt der Anwendung udn Effek- 
tivität besten und allgemein anerkannten 
Eigenschaften jeder der europäischen Kandi- 
datensprachen zu sein („Melt of best featu- 
res"). Gleichzeitig wäre sicherzustellen, daß 
diese Sprache genug gemeinsame Elemente 
mit jeder der vorhandenen Sprachen hätte um 
eine automatisierte Übersetzung aus den Kan- 
didatensprachen in die LTPL erleichtern. Als 
maschinenunabhängige Sprache wird sie die 
Struktur der bestehenden Betriebssysteme per 
Definition nicht beeinflussen. Wenn eine neue 
genormte Sprache aber erst einmal verwen- 
det wird, so wird die Entwicklung zukünftiger 
Betriebssysteme davon betroffen. 

2.8. Der zeitliche Ablauf 

Der Erfolg des vorgeschlagenen Projektes 
wird von der Wahl des richtigen zeitlichen 
Ablaufs abhängen. ln den nächsten drei bis 
vier Jahren müssen viele der gegenwärtig 
benutzten Sprachen durch technisch fortge- 
schrittenere Versionen ersetzt werden. Dies 
verstärkt die Möglichkeit, daß eine gemein- 
same Lösung, falls sie zu diesem Zeitpunkt 
verfügbar ist, allgemein akzeptiert wird. Der 
Zeitplan des Projektes (siehe 3.2.) macht daher 
einen baldigen Beginn der Arbeiten auch dann 
notwendig, wenn der technische Fortschritt im 
Laufe des Jahres die Änderung einiger Aspek- 
te erfordert. 

Bei der Konzeption des Projektes wurde sorg- 
fältig darauf geachtet, daß Änderungen der 
technischen Bedingungen bis zu einer sehr 
späten Phase der Durchführung berücksichtigt 
werden können. Darüber hinaus liegen klare 
Anzeichen dafür vor, daß die Bemühungen um 
die Entwicklung einer Norm in den Vereinig- 
ten Staaten schon bald intensiviert werden, 
wenn keine europäische Lösung in Sicht ist. 


2.9. LTPL-E Gruppe “) 

Seit etwa zwei Jahren arbeitet eine Gruppe 
europäischer Sachverständiger aus Forschung, 
Industrie und Benutzerkreisen - die soge- 
nannte „LTPL-E-Gruppe" an diesem Ziel. Die 
LTPL-E-Gurppe hält enge Verbindung zu allen 
anderen Gruppen und Organisationen, die an 
dieser Arbeit interessiert sind oder von ihi 
betroffen werden, insbesondere mit europäi- 
schen und amerikanischen Normungsausschüs- 
sen und mit der „International Organization 
for Standardization" (ISO). Der internationale 
Rang der Gruppe wird am besten dadurch 
gekennzeichnet, daß die LTPL-E-Gruppe von 
der ISO als „technisches Beratergremium" an- 
erkannt wird. 

Angesichts der Zusammensetzung der Gruppe 
und der von ihr bereits durchgeführten Unter- 
suchungen zu Fragen des Sprachenvergleichs 
und der Sprachennormung besteht Grund zur 
Annahme, daß der von ihr eingeschlagene 
Weg zu dem von der Kommission in diesem 
Vorschlag beschriebenen Ziel führt. Voraus- 
setzung ist, daß die erforderlichen Mittel zur 
Verfügung stehen. 

Die Stellung der Gruppe in einer nicht offiziel- 
len weltweiten Organisation und ihre guten 
Beziehungen zur International Organization 
for Standardization stimmen mit der Ansicht 
der Kommission überein, daß die Ergebnisse 
dieser Aktion als europäischer Beitrag zu 
weltweiten Bemühungen zu betrachten ist. Die 
von der LTPL-E-Gruppe geleisteten Arbeiten 
bieten der Gemeinschaft eine günstige Gele- 
genheit. Uiu sie zu nutzen, um den größeren 
Bedarf zu decken und um eine Standardspra- 
che zu entwickeln, wird vorgeschlagen, die 
unter 3.1. beschriebenen LTPL-E-Entwick- 
lungsarbeiten in Übereinstimmung mit den 
Tabellen gemäß Anhang 5 aus Mitteln der 
Gemeinschaft zu finanzieren. 


3. Inhalt der Aktion 

Aktionsphasen und Arbeitsabschnitte 

3.1. Der Aktionsplan ist in drei Phasen durchzu- 
führen; 


6) Die LTPL-E (Long Term Procedural Language - Europe) 
stammt aus dem „Purdue Workshop on Industrial 
Computers" (einem internationalen Arbeitsgremium) 
in Purdue, USA. Es wurden drei technische Ausschüsse 
gebildet: LTPL-America, LTPL-Japan und LTPL- 

Europe. Als dann später „Purdue-Europe" gebildet 
wurde, nahm die LTPL-E-Gruppe als einer von 7 tech- 
nischen Ausschüssen in diesem Gremium Platz. Die 
Kommission hält enge Kontakte zu den Purdue-Europe- 
Ausschüssen und nimmt ihre Dienste für Gutachten 
auf dem Gebiet der Datenverarbeitung in Anspruch. 
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3.1.1. Definitionsphase 

Vergleich aller bestehenden Sprachen: theo- 
retische Arbeiten, die in einen Vorschlag für 
eine gemeinsame Sprache einmünden. 

3.1.2. Durchführungsphase 

Testimplementierung der gemeinsamen Spra- 
che (Durchführbarkeit, Nutzen, Eignung) 

— Konstruktion eines portablen Kompilers 

— Anpassung an die Strukturen verschiede- 
ner Maschinen 

3.1.3. Bewertungsphase 

— tiefer gehende Anwendungstests (Lebens- 
fähigkeit und Praxisnähe der Sprache) 

Die insgesamt durchzuführenden Arbeiten 
sind: 

a) in der Definitionsphase 

— Sprachvergleich (von der LTPL-E-Grup- 
pe bereits durchgeführt) 

— Vorschlag für eine Sprachen-Syntax 

— formale Beschreibung der Sprache 
— Rohentwurf des Sprachkerns 

— Studie über die Sprachanpassung 

— endgültiger Entwurf des Sprachkerns 

— Beschreibung des Sprachkerns in vor- 
läufiger Syntax 

— Entwicklung der 

algorithmischen Semantik 
„Tasking" -Semantik 
Eingabe/Ausgabe-Semantik 
Konfigurationsbeschreibungssemantik 

b) in der Durchführungsphase 


— Entwicklung von zwei Kompilierern für 
verschiedene Maschinen einschließlich 

— Testimplementierung 
des Sprachkerns 
der „Tasking"-Semantik 
Eingabe/Ausgabe-Semantik 
der algorithmischen Semantik 
der Konfigurationssemantik 

c) in der Bewertungsphase 

— verschiedene Anwendungstests 

3.2. Planung 

Die meisten Arbeitsabschnitte hängen von den 
Ergebnissen anderer ab, aber nicht etwa in 
dem Sinne, daß die ganze Definitionsphase 
abgeschlossen werden muß, bevor die Imple- 
mentierung beginnen kann; selbst das Testen 
kann schrittweise relativ früh durchgeführt 
werden. 

Das ergibt sich aus dem in die Planung einbe- 
zogenen Entscheidungsschema; Vorwärtsstra- 
tegien ohne Rückkopplungsschleifen sind bei 
derartig komplizierten Programmen unreali- 
stisch. 

Bei der Durchführung derartiger Entwicklungs- 
arbeiten muß es möglich sein, gewisse Ar- 
beitsabschnitte im Lichte der Ergebnisse an- 
derer Abschnitte neu zu definieren. 

Die drei Phasen sollen wie folgt durchgeführt 
werden: 

Bestimmungsphase 

Januar 1976 bis Dezember 1978 

Durchführungsphase 
Januar 1976 bis Dezember 1978 

Bewertungsphase 

Januar 1977 bis Dezember 1979 
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Anhang 2 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Annahme verschiedener Informatik-Projekte 
auf dem Gebiet der Software-Portabilität 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Entschließung des Rates vom 15. Juli 1974 
über eine gemeinschaftliche Politik auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung soll eine gemeinschaftliche 
Ausrichtung der Politik zur Unterstützung und För- 
derung der Datenverarbeitung erreicht werden und 
es sollen auf Vorschlag der Kommission industrielle 
Entwicklungsprojekte von gemeinsamem Interesse 
und für internationale Zusammenarbeit festgelegt 
werden. 

Die Software-Portabilität soll es den Benutzern er- 
möglichen, ihre Konversionskosten für den Übergang 
von einem Gerätetyp zum anderen wesentlich zu 
verringern. Zu diesem Zweck ist die Forschung einer 
Anzahl von Problemen für die industrielle Entwick- 
lung von Sprachen sowie von Systemen und portab- 
len Produkten im Softwarebereich erforderlich. 

Diese Projekte erweisen sich als notwendig für 
die Erreichung gewisser Gemeinschaftsziele im Rah- 
men des Gemeinsamen Marktes. 

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft hat die hierfür erforderlichen 
Befugnisse nicht vorgesehen — 


Artikel 1 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 werden fünf ge- 
meinsame Aktionen mit folgenden Themen festge- 
legt: 

a - Entwurf und Entwicklung portabler Compiler 
(4.3 bis 4.5 a) 

b - Entwurf und Entwicklung einer Sprache für das 
Schreiben von Software (4.5 bis 4.8b) 

c - Entwurf und Entwicklung von Untersystemen 
zur Verwaltung von Datenbanken und Detail- 
bewegungen (Transaction Processing) 4.4.c bis 
4.6.C) 

d - Entwurf und Entwicklung von Konversionsin- 
strumenten (4.4.d bis 4.5.d) 

e - Studie zur Entwicklung eines Nucleus für Be- 
triebssysteme von Kleinrechnern (4.3.c). 

Die in Klammern angegebenen Nummern verweisen 
auf die Abschnitte in Anhang des vorliegenden 
Beschlusses. 

Artikel 2 

Die zur Verwirklichung dieser Aktion notwendigen 
Mittel werden in den Haushaltsplan der Europäi- 
schen Gemeinschaften eingesetzt. 

Artikel 3 

Die Kommission sorgt für die Durchführung der 
Aktionen. Sie wird hierin unterstützt durch den 
Beratenden Ausschuß für Aktionen auf dem Gebiet 
der Informatik. 

Die Kommission legt dem Rat jährlich einen Bericht 
vor. 
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Anhang A zum Anhang 2 


Vorschlag für Aktionen auf dem Gebiet der Software - Portabilität 


1 . Einführung 

1.1 Die Anwesenheit verschiedener Hersteller auf 
dem Rechnermarkt wirft für die Benutzer, die 
ihre Anwendungen auf neue, leistungsfähi- 
gere Geräte übertragen oder gleichzeitig meh- 
rere inkompatible Geräte verwenden wollen, 
zahlreiche Probleme auf. 

1.2 Der letztgenannte Fall wird bei Benutzern 
mit einem umfangreichen Park unterschied- 
licher Geräte auftreten, da diese sich aus ein- 
leuchtenden Gründen nicht an einen einzigen 
Hersteller binden möchten. 

1.3 Die Schwierigkeiten, denen sich der Anwen- 
der gegenüber sieht, wenn er Anwendungs- 
programme auf neuen Geräten oder auf ande- 
ren gleichzeitig verwenden will hängen weit- 
gehend von dem ab, was man Summa summa- 
rum als Portabilität bezeichnet. 

1.4 Anzumerken ist, daß Probleme der gleichen 
Art auftreten und gelöst werden müssen, 
wenn verschiedene Maschinen miteinander 
kommunizieren sollen. 

1.5 Bei der gegenwärtigen Lage des EDV-Mark- 
tes ist die Portabilität von Anwendungspro- 
grammen nur in wenigen Fällen gegeben und 
bisweilen fehlt sie völlig. Dies stellt eine 
ständige Schwierigkeit für den Benutzer dar. 
Der Wechsel von einem Hersteller zum ande- 
ren wird zu einer wichtigen Frage, die viele 
dadurch zu vermeiden suchen, daß sie sich ein 
für allemal für den größten Hersteller der 
Welt entscheiden, der eine gewisse Homoge- 
nität der Geräte gewährleistet. 

1.6 Die Kosten der Programmübertragungen und 
die dadurch beim Betrieb entstehenden 
Schwierigkeiten sind erheblich. 

1.7 Eine erste Schätzung der Mindestausgaben 
für die in den nächsten fünf Jahren zu erwar- 
tende Programmkonversion beläuft sich auf 
mehr als 1000 Mio RE. 

1.8 Diese Situation ist weder für den Benutzer 
noch für die europäische EDV-Industrie, 
deren Mängel an Homogenität angesichts der 
Geschlossenheit ihres hauptsächlichen Kon- 
kurrenten ein wichtiges Hindernis darstellt, 
gesund. 

1.9 Allgemein muß betont werden, daß jede Maß- 
nahme, die Softwareprodukten höhere Porta- 
bilität verleiht, dazu beiträgt, innerhalb der 
Gemeinschaft technische Handelshemmnisse 
abzubauen. 


1.10 Die vorliegende Entscheidung erstrebt infol- 
gedessen den Aufbau eines Aktionspro- 
gramms zur Förderung der Software-Portabili- 
tät. 

2. Grundlagen der Aktionen 

2.1 Die Vorschläge fügen sich in den Rahmen der 
Entschließung des Rates vom Juli 1974 über 
eine gemeinschaftliche Politik auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung ein (Dok. R/1 793/74 
(ECO 211). 

2.2 Sie basieren im wesentlichen auf zwei, in den 
Jahren 1974 und 1975 für die Kommission 
durchgeführten Studien über die „Portabili- 
tät der Anwendersoftware". CAP SOGETI: 
Die Portabilität der Anwendersoftware und 
die Haltung der Benutzer gegenüber Proble- 
men der Portabilität CAP SOGETI: Unter- 
suchung über Software-Portabilität. 

2.3 Mit Hardware- und Softwareherstellern wur- 
den zahlreiche Besprechungen abgehalten. 

2.4 Schließlich wurde das Thema mehrmals im 
Rahmen des Ausschusses hoher Beamter der 
Mitgliedstaaten besprochen, der die Kommis- 
sion im Bereich der EDV-Politik der Gemein- 
schaft unterstützt. 

3. Zusammenfassung der Aktionen 

3.1 Die nachstehenden Aktionen ergeben sich aus 
den vorerwähnten Studien und Konsultatio- 
tionen: 

a - Entwurf und Entwicklung portabler Com- 
piler ; 

b - Entwurf und Entwicklung einer Sprache 
für Schreiben von Software; 
c - Entwurf und Entwicklung von Untersyste- 
men zur Verwaltung von Datenbanken 
und Datenbewegung (Transaction Pro- 
cessing) 

d - Entwurf und Entwicklung von Konver- 
sionsinstrumenten: 

e - Studie zur Entwicklung eines Nacleus von 
Betriebssystemen von Kleinrechnern. 

3.2 Die hier aufgeführten Aktionen tragen den 
Interessen sowohl der Benutzer als auch der 
Hersteller Rechnung (große und mittlere Ma- 
schinen, Minicomputer und eventuelle Micro- 
computer sowie Software) 

3.3 Die einzusetzenden Mittel werden in der 
nachstehenden Tabelle zusammengefaßt und 
im Anhang 5 eingehend behandelt: 
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Etat in RE 


Aktion 

1976 


1977 

2.1.a 

223 000 


1 600 

3.1.b 

75 000 


550 

3.1.C 

250 000 


1 200 

3.1.d 

60 000 


1 050 

3.1.e 

30 000 


600 

Allgemeine 

Unkosten 

185 000 


1 455 

Gesamtsummen 

823 000 


: 5 455 



1978 

Summe 
der Aktion 

000 

960 000 

2 783 000 

000 

500 000 

1 125 000 

000 

300 000 

1 750 000 

000 

1 050 000 

2 160 000 

000 

— 

630 000 

000 

355 000 

995 000 

000 

3 165 000 

9 443 000 


3.4 Die Summe des Etats für 1976 ist als end- 

gültig anzusehen: die Etats für 1977 und 1978 
sind Annäherungen und vermitteln einen 

Eindruck über den Umfang der gesamten 

Aktion. Sie sind nach Maßgabe der 1976 
durchgeführten Studien und der Verhandlun- 
gen zu überarbeiten, die in den Jahren 1975 
und 1976 mit den einschlägigen Kreisen fort- 
gesetzt werden. 

3.5 Die Geldmittel, die den Industriekonsortien 

zur Realisierung der übertragbaren Produkte 

zugeteilt werden, sind im Falle eines kom- 
merziellen Erfolgs nach einem Schema an die 
Gemeinschaft zurückzuzahlen, das im allge- 
meinen Rahmen der Projektab Wicklung und 
des mittelfristigen Programms zu definieren 
ist. 

4. Inhalt der Aktionen 

4.1. a Entwurf und Entwicklung portabler Compiler 

Die 1975 bei den Benutzern durchgeführte Er- 
hebung hat gezeigt, daß die Entwicklung por- 
tabler Compiler eine der Aktionen ist, die 
ihnen besonders wichtig erscheinen. Dies läßt 
sich einfach dadurch erklären, daß die Mehr- 
zahl der bei der Übertragung auftretenden 
Schwierigkeiten auf Inkompatibilitäten zwi- 
schen den von den einzelnen Konstrukteuren 
gelieferten Sprachen zurückzuführen ist. 

4.2. a Die Anfertigung einer Studie und die spätere 

Entwicklung übertragbarer Compiler entsprä- 
chen demnach einem Bedarf, der von einer gro- 
ßen Anzahl Benutzer deutlich zum Ausdruck 
gebracht wurde. 

4.3. ä Die Studie zur die Definition übertragbarer 

Compiler müßte gemäß den folgenden Leit- 
linien 1976 durchgeführt werden: 

— Prüfung der bereits vorhandenen Spra- 
chen, die gegebenenfalls in Frage kommen 
(COBOL, FORTRAN, PL-1 . . .) und Aus- 
wahl einer oder mehrerer von ihnen. 


— Studie der für die Entwicklung des (dei) 
Compiler(s) in Frage kommenden Archi- 
tektur, d. h. Analyse der bereits vorhan- 
denen Compiler, Wahl der Struktur, Art 
der Objektprogramme (Binär, Assem- 
bler . . .). Diese Studie könnte von Rech- 
nertests begleitet werden. 

4.4. a Ausgehend von den Spezifikationen, die sich 

aus der Definitionsstudie ergeben, kann mit 
der Realisierung der übertragbaren Compiler 
1977 begonnen werden; sie wird sich auf die 
Jahre 1977 und 1978 erstrecken. 

4.5. a Für die Ausführung werden folgende Richt- 

linien festgelegt: 

— es sollen zwei übertragbare Compiler für 
zwei Sprachen und einen Rechnertyp er- 
stellt (oder aus vorhandenen Compiler 
ausgewählt) werden; 

— Die Portabilität dieser Compiler soll spä- 
ter - entweder einzeln oder kreuzweise - 
auf insgesamt 6 Rechnertypen ausgedehnt 
werden. 

4.1. b Entwurf und Entwicklung einer Sprache für 

das Schreiben von Software 
Von der Existenz einer solchen Sprache und 
den für die verschiedenen Reihner notwen- 
digen Compiler hängt die Inplementierung 
all der Protablen Produkte ab, die Gegen- 
stand dieser Aktionen sind. 

4.2. b Ihre Entwicklung muß daher als eine Sache 

von höchster Dringlichkeit angesehen werden. 

4.3. b Das Hauptproblem ist nicht die Definition 

einer neuen Sprache, mit der elementare Bi- 
närpositionen manipuliert werden können, 
sondern die Enlijivicklung eines leitungsfähi- 
gen portablen Compilers. 

4.4. b Statt eine völlige Neuentwicklung anzustre- 

ben, ist es daher besser, von bereits vorhan- 
denen Produkten auszugehen. Man vermei- 
det auf diese Weise: 
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— Langwierige Diskussionen über die Spra- 
chenspezifikation 

— Neuentwicklungen, die auf immer völlig 
ausgereiften Techniken basieren, und die 
hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit zu in- 
akzeptablen Produkten führen werden. 

4.5. b Es wird daher vorgeschlagen die Aktion in 

drei Phasen abzuwickeln; ln der ersten Phase 
ist nach sehr strengen Kriterien, wozu zumin- 
dest die folgenden zu rechnen wären, eine 
oder zwei bereits vorhandene Sprachen aus- 
zuwählen: 

— Compiler dieser Sprache müssen für ver- 
schiedene Maschinen existieren; 

— diese Compiler müssen sich für die Erzeu- 
gung von Objektprogrammen des Typs 
„System" eignen; 

— die Kosten für die Entwicklung neuer Ver- 
sionen dieses Compilers für andere Geräte 
müssen reduziert werden; 

— in dieser Sprache muß es übertragbare 
Software-Produkte geben, die ihre Lei- | 
stungsfähigkeit auch in Bezug auf die j 
Übertragbarkeit selbst unter Beweis ge- ' 
stellt haben. 

j 

4.6. b Dieser Auswahlprozeß, mit dessen Hilfe eine ; 

erste Näherung ESLo einer künftigen "Euro- ; 
pean System Language" definiert werden ; 
kann, müßte im Prinzip schon zu einem sehr | 
frühen Zeitpunkt im Jahre 1976 erfolgen. 

4.7. b Die zweite Phase der Aktion, die sich über 

das Jahr 1977 erstrecken wird, umfaßt die 
Anpassung der ESLo an verschiedene euro- 
päische Geräte, die, falls sie noch keinen Com- 
piler besitzen, mit einem ESLo-Sprachcompiler 
ausgestattet werden. Mit diesem Compiler 
kann die Entwicklung portabler Produkte ein- 
geleitet werden, ohne die Verfügbarkeit der 
endgültigen Version der ESL abzuwarten. Für 
zwei ausgewählte Sprachen sollen ESLo An- 
passungen an sechs Rechner ausgeführt v/er- 
den. 

Die Erweiterung der ESLo mit dem Ziel einer 
endgültigen ESL-Sprache wird ebenfalls in die 
zweite Phase einbezogen und soll demnach 
1977 stattfinden. 

4.8. b Mit der dritten Phase schließlich, die sich 

über das Jahr 1978 erstreckt, können Anpas- 
sungen der ESL gemäß den gleichen Hypothe- 
sen wie für die ESLo durchgeführt werden. 

4.1.C Studie und Entwicklung von Untersystemen 
für die Verwaltung von Datenbanken und 
Datenbewegungen (Transaction processing). 

Die in Frage kommenden Produkte sind auf 
halbem Wege zwischen den Anwenderpro- 


grammen und den Betriebssystemen einzu- 
stufen. Sie stellen Untersysteme dar, deren 
Einsatz in den kommenden Jahren mehr und 
mehr zunehmen wird. 

4.2. C Statt lange, kostspielige und hinsichtlich ihres 

Wirkungsgrads ungewisse Neuentwicklungen 
durclizuführcn, wird vorgeschlagen, die be- 
sten vorhandenen Systeme auszuwählen und 
in ESL neu zu schreiben (siehe 4.6.b), wobei 
dafür gesorgt v/erden soll, daß sie auf ver- 
schiedene europäische Geräte übertragen wer- 
den können. 

4.3. C Die Vorteile eines derartigen Lösungsansat- 
zes sind eindeutig: 

— Alle europäischen Geräte können von den 
besten Produkten jeder Kategorie zu an- 
nehmbaren Kosten profitieren. 

— Wird ein neues Produkt entwickelt und 
verfügbar, so kann es auf verschiedenen 
Geräten eingesetzt werden. Damit hätten 
die europäischen Hersteller die Möglich- 
keit, die Entwicklungskosten neuer Pro- 
dukte aufzuteilen 

— Jeder Konstrukteur kann über mehrere 
Produkte jeder Kategorie verfügen, wo- 
durch er einen größeren Markt beliefern 
kann. So umfaßt beispielsweise nicht jedes 
Untersystem von Datenbanken alle An- 
wendungen, und die Verfügbarkeit zweier 
sich ergänzenden Systeme kann ein 
schwerwiegendes Verkaufsargument dar- 
stellen. 

4.4. C Die .Aktionen würden für jedes der in Frage 

kommenden Produkte in zwei Phasen abge- 
wickelt werden. 

4.5. C ln der 1976 durchzuführenden ersten Phase 

würden die vorhandenen Produkte auf dem 
Gebiet der Verwaltung von Datenbanken und 
der Übertragungsvorgänge von Dateien erfaßt 
und ausgewählt sowie ein Vergleich der vor- 
handenen Produkte, insbesondere hinsichtlich 
des offenen Marktes, der Eignung der Produk- 
te und ihrer Praxisbezogenheit durchgeführt 
werden. Erprobungen werden durchgeführt. 

4.6. C Die zweite Phase, die die Jahre 1977 und 

1978 umfassen soll, wird im wesentlichen aus 
der Konversion der ausgewählten Produkte 
zunächst in ESLo und dann in ESL bestehen. 
Diese Konversionen erstrecken sich auf je 
zwei LIntersysteme für Datenbanken bzw. 
Transaction processing. 

4.1.d Entwurf und Entwicklung von Konversions- 
instrumenten 

Mit Hilfe portabler Produkte, deren Entwick- 
lung im Rahmen dieser Vorschläge geplant ist, 
wird es mittel- und langfristig möglich sein. 
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die Inkompatibilitäten zwischen verschiede- 
nen Rechnern zu verringern und die Portabili- 
tät neuer Anwendungsprogramme zu fördern. 
Kurzzeitig jedoch gibt es einen sehr bedeuten- 
den Bestand an Computeranwendungen der 
eine Umstellung erfordert, so oft der Anwen- 
der die Ausrüstung wechselt. 

4.2. d Das Projekt zur Entwicklung von Konver- 

sionsinstrumenten entspricht somit dem ge- 
nauen Interesse eines jeden Anwenders der 
heute zu einem anderen Computer überwech- 
seln möchte, und besitzt somit einen hohen 
Grad von Dringlichkeit. 

4.3. d Damit die Übertragungsvorgänge zu den für 

die Benutzer günstigsten technischen und wirt- 
schaftlichen Bedingungen erfolgen, müssen 
eine Reihe von Arbeitsinstrumenten wie 
COBOL- und FORTRAN-Übersetzer, Überset- 
zer für Assembler, Steuersprachen, Dateium- 
setzer usw. vorliegen. 

4.4. d Diese Aktionen sollen in zwei sukzessiven 

Phasen ausgebaut werden. Bei der zu einem 
frühestmöglichen Zeitpunkt 1976 durchzufüh- 
renden ersten Phase handelt es sich um eine 
Bedarfsstudie, gefolgt von Vorbereitungen 
für die Spezifierung der notwendigen Konver- 
sionsinstrumente und -mittel. 

4.5. d Die zweite Phase, die sich über die Jahre 1977 

1978 erstrecken soll, wird es 1977 ermög- 


lichen, die für notwendig erachteten Instru- 
mente sowie die Anpassung zu entwickeln, 
die vor allem 1978 erfolgen sollen. 

4.1. e Studie zur Entwicklung eines Minimalkernes 

für das Betriebssystem von Kleinrechnern. 

Dieser Vorschlag ist im Lichte der gegenwär- 
tigen Entwicklung der EDV- Systeme in Rich- 
tung auf dezentralisierte EDV-Systeme zu 
sehen. Dementsprechend ist denkbar, daß die 
im Rahmen eines Netzes zu übernehmenden 
Funktionen an den Knotenpunkten des Netzes 
auf verschiedene Rechner verteilt werden und 
daß sie in bestimmten Fällen von Kleinrech- 
nern wahrgenommen werden. 

4.2. e Im Zusammenhang mit dieser Entwicklung 

könnte die Schaffung eines Minimalkernes für 
das Betriebssystem eines Kleinrechners (ge- 
meinsamer Supervisor) für die Hersteller von 
Kleinrechnern von erheblicher Bedeutung 
sein, da eine Reihe entwickelter Untersyste- 
me hiermit verknüpft werden könnten. 

4.3.0 Um eigehendere Untersuchungen durchfüh- 
ren zu können, wird eine Studie zur Entwick- 
lung eines derartigen Minimalkernes für Be- 
triebssysteme eines Kleinrechners (gemein- 
samer Supervisor) für 1976 vorgeschlagen. Sie 
soll die Lage analysieren und die Spezifika- 
tionen hierfür festlegcn. 
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Anhang 3 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates 

für Studien zur Förderung der Anwendung der Datenverarbeitung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Entschließung des Rates vom 15. Juli 1974 
über eine gemeinschaftliche Politik auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung soll eine gemeinschaftliche 
Ausrichtung der Politik zur Unterstützung und För- 
derung der Datenverarbeitung erreicht werden. 

Die Entwicklung der Anwendersoftware wirft eine 
Reihe von Problemen allgemeiner Art auf, die die 
Programmiertechnik sowie die Beziehungen zwischen 
Herstellern und Benutzern betreffen. 

Die Entwicklung der Anwendungen der Datenver- 
arbeitung erfordert eine Überprüfung der Probleme 
die die technischen, rechtlichen und sozialen Aspek- 
te der Datensicherung und des Datenschutzes betref- 
fen, insbesondere hinsichtlich des Schutzes der Bür- 
ger gegen die mißbräuchliche Verwendung der Da- 
tenverarbeitung. 

Ein wirksamer Einsatz der Rechner ist von be- 
trächtlicher wirtschaftlicher Bedeutung. Zur Steige- 
rung dieser Wirksamkeit müssen die Programmier- 
techniken verbessert werden. 

Die Datenbanksysteme einschließlich der zuge- 
hörigen Software sind systematisch zu prüfen. Da- 
bei ist ein Instrumentarium zu entwickeln, das die 
Benutzer bei der Wahl, der Einführung und dem 
Betrieb dieser Systeme unterstützt und, in einer 
späteren Phase, auch die Normung in diesem Bereidi 
ermöglicht. 


Die vorerwähnten Aktionen erscheinen notwen- 
dig, um im Rahmen des Wirkens des Gemeinsamen 
Marktes bestimmte Ziele der Gemeinschaft zu errei- 
chen. 

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft hat die hierfür erforderlichen 
Befugnisse nicht vorgesehen — 

BESCFILIESST: 

Artikel 1 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 werden drei ge- 
meinsame Aktionen auf dem Gebiet der Datenver- 
arbeitung zu den folgenden Themen beschlossen: 

a) Studie über die Datensicherung und den Daten- 
schutz (2.4 bis 2.7) 

b) Programmiertechniken (3.5) 

c) Bewertung und Verwirklichung von Datenbank- 
systemen (4.7) 

Diese eingeklammerten Angaben verweisen auf die 
Absätze im Anhang, in welchen die verschiedenen 
Studien beschrieben werden. 


Artikel 2 

Die zur Verwirklichung dieser Aktionen notwendi- 
digen Mittel werden in den Haushaltsplan der Euro- 
päischen Gemeinschaft eingesetzt. 

Artikel 3 

Die Kommission sorgt für die Durchführung der 
Aktionen. Sie wird darin durch den beratenden Aus- 
schuß für Aktionen auf dem Gebiet der Datenver- 
arbeitung unterstützt. 

Die Kommission legt dem Rat jährlich einen Bericht 
vor. 
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Anhang A zum Anhang 3 


Studien zur Förderung der Anwendung der Datenverarbeitung 


1 . Einführung 

1.1. Die Entwicklung der Anwendersoftware wirft 
eine Reihe von Problemen auf, die ihrer Art 
nach in erster Linie die Benutzer von DV- 
Systemen beeinflussen. Die Hardware- oder 
Softbenutzer oder -hersteiler haben gemäß 
ihren Möglichkeiten oder Interessen Lösungs- 
ansätze gefunden, sind dabei aber getrennt 
vorgegangen. 

1.2. Daraus ergibt sich eine etwas verworrene 
Lage, die sich auf die Entwicklung des gesam- 
ten Sektors und auf einen ordnungsgemäßen 
Einsatz der Datenverarbeitung nachteilig aus- 
wirkt und in der zur Zeit keine Anzeichen 
einer Übereinstimmung zu erkennen sind. 

1.3. Es wäre daher zweckmäßig, auf Gemein- 
schaftsebene Bemühungen - vor allem metho- 
dologischer Art - anzustellen, um mittel- oder 
langfristig Lösungsansätze zu definieren, die 
den Problemen der Verwendung oder der 
Konzeption von Datenverarbeitungssystemen 
besser angepaßt sind. 

1.4. Diese Bemühungen die für die Benutzer sicher 
von Interesse sind, wären auch für die Indu- 
strie von Nutzen, da sie mit Hilfe besser ge- 
eigneter Instrumente Produkte schaffen kann, 
die dem festgestellten Bedarf eher entspre- 
chen. 

1.5. Die geplanten Studien müßten im Rahmen des 
Möglichen drurch Fachzentren geleitet wer- 
den, die nicht von den einschlägigen Benut- 
zern oder Herstellern aoiiaugen. 

1.6. Es wird daher vorgeschlagcn, mit der Durch- 
führung dieser Studien nationale Forschungs- 
zentren für die Datenverarbeitung zu be- 
trauen, die eng Zusammenarbeiten, damit als 
Ausgangspunkt einerseits der gegenwärtige 
Stand der Technik in allen Ländern der Ge- 
meinschaft eindeutig festgestellt und anderer- 
seits eine ausreichende Verbreitung der Er- 
gebnisse sichergestellt wird. 

1.7. Darüber hinaus fördert die Durchführung der- 
artiger Studien die Zusammenarbeit zwischen 
den mit Forschungsaufgaben und mit der 
Unterstützung der Benutzer betrauten öffent- 
lichen Instituten der Mitgliedstaaten. Dies 
stellt einen grundlegenden Faktor der gemein- 
schaftlichen DV-Politik dar. In der Tat wurden 
die folgenden Studien in Zusammenarbeit mit 
verschiedenen dieser Institute und der Kom- 
mission bestimmt, die eine Ausdehnung die- 
ser Zusammenarbeit auf andere Institute der 
Gemeinschaft wünscht. 


1.8. Die Ergebnisse werden auch den Benutzern 
und Herstellern zur Verfügung gestellt. 

1.9. Die Kommission hat unter diesen Problemen 
diejenigen ausgesucht, für deren Lösung eine 
Globalkonzeption auf Gemeinschaftsebene die 
deutlichsten Vorteile bieten würde. 

1.10. Folgende Themen wurden ausgewählt: 
a - Datensicherung und Datenschutz; 
b - Programmiertechniken; 

c - Bewertung und Verwirklichung von Da- 
tenbanksystemen; 

1.11. Diese Themen und die einzusetzenden Mittel 
werden in den folgenden Absätzen 2, 3 und 4 
zusammenfassend beschrieben. 

1.12. Diese Studien werden systematisch von einer 
Aktion zur Verarbeitung der Information be- 
gleitet, (Paragraph 5). 

2. Datensicherung und Datenschutz (Studie a) 

2.1. In ihrem Dokument über eine Politik der Ge- 
meinschaft auf dem Gebiet der Datenverarbei- 
tung hat die Kommission auf die Bedeutung 
dieses Problems und auf das Interesse hinge- 
wiesen, das einer vorherigen Konzertierung 
der Standpunkte der Mitgliedstaaten in die- 
sem Bereich anstelle einer nachträglichen 
Harmonisierung der nationalen Rechtsvor- 
schriften zukommt. Das Europäische Parlament 
hat auf Ersuchen der Kommisison mit der 
Prüfung dieses Dokumentes begonnen. Ande- 
rerseits wurde in den meisten Mitgliedstaaten 
mit der Ausarbeitung von Gesetzesvorlagen 
begonnen. Darüber hinaus beabsichtigt die 
Kommission, die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten aufzufordern, sich über den 
Stand der Arbeiten in diesem Bereich zu un- 
terrichten und sachdienliche Vorschläge aus- 
zuarbeiten. 

2.2. Es steht fest, daß die Lösung des Problems 
der Datensicherung und des Datenschutzes die 
Konzeption künftiger Datenverarbeitungs- 
systeme, ihre Anwendung und ihre Wirt- 
schaftlichkeit beeinflussen wird und daß sie 
aus diesem Grunde für Hersteller und Benut- 
zer von Datenverarbeitungssystemen von be- 
sonders großem Interesse ist. 

Nicht nur für den Datenschutz des Bürgers 
sondern auch für den freien Wettbewerb ist 
GS vo großer Bedeutung, daß die Lösungsvor- 
schläge zur Bildung unparteiischer Organisa- 
tionen führen. 
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2.3. Die nachstehend vorgeschlagene Studie er- 
streckt sich auf die technischen, rechtlichen, 
sozialen und politischen Aspekte der Daten- 
sicherung und des Datenschutzes. Sie stellt 
nach Ansicht der Kommission einen grundle- 
genden technischen Beitrag zu den Arbeiten 
dar, die das Europäische Parlament, die Re- 
gierungsbehörden, die Kommission und die 
Datenverarbeitungsbranche durchführen wer- 
den. Mit dieser Studie soll die politische Aus- 
sprache über die Ausrichtung der Rechtsvor- 
schriften und die Praktiken auf dem Gebiet 
der Sicherung und des Schutzes der Bürger- 
rechte in der Gemeinschaft gefördert werden. 

2.4. Inhalt der Studie a 

Die Studie umfaßt zwei Phasen. 

Eine erste Phase, die der Vorbereitung dient 
und die drei eng verbundenen Themen gewid- 
met ist (A, B, C), soll es ermöglichen, die Spe- 
zifikationen für die zweite Phase, die Haupt- 
studie, zu definieren, von der folgende Ergeb- 
nisse erwartet werden: 

— Vergleichende Analyse der Rechtsvor- 
schriften, Empfehlungen und Normen unter 
Berücksichtigung besonders einer harmoni- 
sierten Entwicklung in den Gemeinschafts- 
ländern (A) 

— Verbesserung der Sicherheitsüberwachung 
von Anlagen (B); 

— Verbesserung der Abschätzung der Aus- 
wirkungen der Sicherungs- und Schutzmaß- 
nahmen auf die Öffentlichkeit im allge- 
meinen und auf die Funktion und den Auf- 
bau von Organisationen (C). 

2.5. Thema A umfaßt im wesentlichen: 

— Eine Studie der nationalen Konzeptionen 
auf dem Gebiet der Datensicherung und 
des Datenschutzes; 

— eine Prüfung der gegenwärtigen Praktiken 
auf dem Gebiet der internationalen Daten- 
zirkulation, insbesondere in multinationa- 
len Gesellschaften. 

2.6. Thema B umfaßt insbesondere: 

— Eine Studie der Methoden, Mittel und 
Techniken (hinsichtlich ihrer Leistungs- 
fähigkeit, Praxisbezogenheit, Kosten An- 
nehmbarkeit) die sich auf ein Inventar der 
negativen Folgen stützt, die durch ein Ver- 
sagen der Sicherheitsmaßnahmen hervor- 
gerufen werden können; , 

— eine Studie der Praktiken in verschiedenen 
Organisationen; 

— eine Untersuchung über Lösungen, mit 
deren Hilfe Organisationen optimierte 
Sicherungs- und Schutzsysteme konzipie- 
ren können; 


— Vorschläge für die Bereiche Unterricht, 
Veröffentlichungen, Unterrichtung über be- 
stehende Verfahren, Übertretungen usw. 

2.7. Thema C umfaßt im wesentlichen; 

— die Analyse der bestehenden Datenzirkula- 
tionssysteme und der Schutzmaßnahmen 
auf nationaler Ebene; 

— die Analyse des Verhaltens der Benutzer 
und der Öffentlichkeit im Zusammenhang 
mit den bestehenden Datenzirkulations- 
systemen sowie Sicherungs- und Schutz- 
maßnahmen; 

— die Analyse der möglichen Entwicklungen 
infolge der vermehrten Anwendung der 
Datenverarbeitung und der neuen Verfah- 
ren und Regelungen auf dem Gebiet der 
Sicherung und des Schutzes. 

3. Programmiertechniken (Studie b) 

3.1. In den letzten Jahren wurden beträchtliche 
Anstrengungen unternommen, um die Lei- 
stungsfähigkeit der Programme und der Pro- 
grammierer zu verbessern. Dennoch ist es 
auch weiterhin schwierig, sicherzustellen, daß 
beispielsweise die Spezifikationen das Pro- 
blem korrekt beschreiben, daß die Program- 
me ausgetestet wurden und daß sie zuverläs- 
sig und übertragbar sind. Bisher konzentrier- 
ten sich die Arbeiten insbesondere auf die 
Schaffung spezifischer Instrumente, wie z. B. 
hochentwickelte Sprachen. 

3.2. In letzter Zeit konzentriert sich die Aufmerk- 
samkeit mehr auf die Schaffung von Program- 
men als auf die hierfür verwendeten Instru- 
mente. So wurden insbesondere Versuche un- 
ternommen, den Prozeß der Konzipierung und 
der Struktur von Programmen zu verstehen. 

3.3. Die allgemeine Lage ist allerdings verwor- 
ren, obgleich von verschiedenen Seiten Vor- 
schläge bezüglich der zu verwendenden Pro- 
grammiertechniken gemacht worden waren. 
Darüber hinaus bestehen Kommunikations- 
probleme zwischen Forschern und Benutzern 
und zwischen den einzelnen Benutzern. 
Schließlich sieht es so aus, als ob Techniken 
kommerziell verwertet würden, ohne daß ihre 
Zuverlässigkeit zuvor unparteiisch überprüft 
worden wäre. 

3.4. Es ist daher unerläßlich, eine Studie durchzu- 
führen über: 

— die genaue Art der Programmierprobleme; 

— den relativen Wert der diesbezüglichen 
Vorschläge und ihre Zuverlässigkeit; 

— die Erfordernisse der Forschung, Entwick- 
lung und Verbreitung. 
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3.5. Inhalt der Studie b 

Vorstudie über die Programmiertechniken mit 
hauptsächlich folgendem Ziel: 

— • Ermittlung der für die Benutzer besonders 
wichtigen Bereiche; 

— Ausarbeitung von Vorschlägen für Berei- 
che mit dem größten Bedarf; 

— Ermittlung von Spezifikationen für eine 
etwaige Detailstudie. 

4. Bewertung und Verwirklichung 

von Datenbanksystemen (Studie c) 

4.1. Der Einsatz von Datenbanksystemen ist von 
wachsender Bedeutung. Es wurden, gewisse 
Erfahrungen gesammelt, die jedoch nie rich- 
tig belegt und verbreitet wurden. 

4.2. Es besteht ein Bedarf an einer systemati- 
schen Untersuchung und an der Bereitstellung 
eines Instrumentariums für die Auswahl, den 
Aufbau und den Betrieb von Datenbanksyste- 
men. 

4.3. Die hauptsächlichen Nutznießer der geplan- 
ten Aktion wären die Benutzer. Mit Hilfe 
dieser Aktion wäre es möglich, die Benutzer 
zu unterstützen, unnötige Überschneidungen, 
vor allem durch eine ordnungsgemäße Ver- 
breitung von Informationen zu vermeiden, 
und die Systeme auf einer fachbezogeneren 
und leistungsfähigeren Grundlage zu verwen- 
den. 

4. Die Studie könnte jedoch auch für die Her- 
steller von Nutzen sein, da sie ihnen Anga- 
ben über den effektiven Bedarf der Benutzer 
sowie ein Instrumentarium zur Bewertung 
von Datenbanksystemen liefert. 

4.5. Schließlich könnte die Studie zweckdienliche 
Impulse zur Ermittlung der Bereiche liefern, 
in denen Standardisierung oder eine Aktion 
zur Portabilität erwünscht wären. 

4.6. Es wird daher vorgeschlagen, eine Studie zur 
Bewertung und Verwirklichung von Daten- 
banksystemen zu veranlassen, das den Inter- 
essenten in erster Linie Informationen und 
Angaben über die Auswahl, den Aufbau und 
den Betrieb derartiger Systeme liefern soll. 

4.7. Inhalt der Studie 

Die wichtigsten Pukte der Studie wären: 

— Die Prüfung der bestehenden Datenbank- 
systeme; 

— Die Erstellung detaillierter Beschreibungen 
und Analysen von Datenbanksystemen; 

— Die Erprobung und Bewertung von neuen 
Datenbanksystemen gestützt auf eine An- 
zahl von Benutzern; 


— Auf der Grundlage dieser Erfahrungen und 
Analysen: 

— Die Erarbeitung von Leitlinien für die Aus- 
wahl und den Aufbau von Datenbanksy- 
stemen; 

— Angaben, die sich auf der Standardisierung 
und Portabilität beziehen. 

4.8. Die Ergebnisse der Studie sollen Gegenstand 
von Berichten und gegebenenfalls von Lehr- 
gängen oder von Software-Beratung sein. Ein 
wichtiges Ergebnis wäre die Schaffung von 
Fachzentren auf dem Gebiet der Datenbanken 
in der Gemeinschaft gedacht für Benutzer und 
Industrie. 

5. Verbreitung von Informationen 

5.1. Die Verbreitung von Informationen über die 
Forschung ist von grundlegender Bedeutung 
für die Forschungsinstitute im allgemeinen 
und die Informatikinstitute im besonderen. 

5.2. Einer der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
hat ein Jahrbuch über die öffentliche For- 
schung im Bereich der Datenverarbeitung und 
der Automatisierung erstellt. Zu jedem For- 
schungsthema werden Angaben bezüglich des 
Standorts, der Dauer, der Art und des Inhalts 
der Vorhaben, der Zusammensetzung der For- 
scherteams, der Begründung, der Ergebnisse, 
der Veröffentlichungen und der Kontakte ge- 
macht. 

5.3. Andererseits wurde im Rahmen einer Arbeits- 
gruppe, an der sich mehrere Mitgliedstaaten 
beteiligen, ein dreisprachtiges (Deutsch-Eng- 
lisch-Französisch) Glossar über die Datenver- 
arbeitung und Automatisierung in Angriff 
genommen. Dieses Glossar ordnet jedes The- 
ma entsprechend der Verzweigungen der Sach- 
gruppen unzweideutig einem großen For- 
sdiungsbereich zu. 

5.4. Es steht fest, daß dieses Verzeichnis und die- 
ses Glossar bei einem Ausbau auf europäi- 
scher Ebene unter anderem den Austausch, die 
Beziehungen und die Koordinierung der Ar- 
beiten zwischen den Forschungsinstituten und 
den einschlägigen Kreisen der Mitgliedstaaten 
erheblich erleichtern und demzufolge ein In- 
strumentarium darstellen würden, mit dessen 
Hilfe die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitungs- und Automatisierungs- 
forschung ausgebaut werden könnte. 

5.5. Es wird daher vorgeschlagen, die Erweiterung 
dieses Verzeichnisses und dieses Glossars zum 
Gegenstand einer konzertierten Aktion im 
Rahmen des AWTF zu machen. 

5.6. Für eine solche Aktion sind keine finanziel- 
len Mittel auf Gemeinschaftsebene erforder- 
lich. 
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Anhang 4 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates für eine Reihe von Anwendungsvorhaben und Studien 
auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In seiner Entschließung vom 15. Juli 1974 über 
eine Gemeinschaftliche Politik auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitung hat der Rat seinen Willen zum 
Ausdruck gebracht, im Hinblick auf eine gemein- 
schaftliche Ausrichtung der Politik zur Unterstützung 
und Förderung der Informatik auf Vorschlag der 
Kommission gemeinsame Projekte europäischen 
Interesses auf dem Gebiet der Informatikanwendun- 
gen zu erfassen. 

Hierzu empfiehlt es sich, Projekte, die zur Befrie- 
digung der Benutzbedürfnisse sowie zur Erhöhung 
der Kapazität der europäischen Datenverarbeitungs- 
industrie und zur Stärkung ihrer Wettbewerbsfähig- 
keit auf dem europäischen und auf dem Weltmarkt 
beitragen können, Vorrang einzuräumen. 

Die Entwicklung der automatisierten Informations- 
speicherung und -Wiederauffindung macht eine ver- 
besserte Software notwendig, um dem wachsenden 
Bedarf der Benutzer in verschiedenen Branchen ge- 
recht zu werden. 

Die Entwicklung der Datenübertragung mit Hilfe 
von Netzwerken bzw. Satelliten erfordert die Ent- 
wicklung fortgeschrittener Techniken und Verfahren, 
um die für die Übertragung großer Datenmengen 
bei hoher Geschwindigkeit erforderliche Zuverläs- 
sigkeit zu erreichen. 

Die Entwicklung weiterer Vorhaben von gemein- 
schaftlichem Interesse und eines mittelfristigen Pro- 
gramms auf dem Gebiet der Datenverarbeitung er- 
fordert systematische Untersuchungen und Vorberei- 
tungen. 


Die Durchführung dieser Aktionen und Studien 
erscheinen für die Verwirklichung bestimmter Ziel- 
setzungen der Gemeinschaft im Hinblick auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforder- 
lich. 

Im Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind die hierfür erforderlichen 
Aktionsbefugnisse nicht vorgesehen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Zwei gemeinsame Vorhaben auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitung und Sondierungsstudien mit fol- 
genden Zielen werden ab 1. Januar 1976 festgelegt: 

1. Spezifikation eines automatischen Dokumentari- 
sierungs- und Retrivalsystems (3.3. Anhang A); 

2. Experimentelle Anwendung von Techniken für 
die Datenübertragung hoher Geschwindigkeit 
(3.1.1. und 3.2.1. Anhang B); 

3. Sondierungsstudien, die erforderlich sind, um die 
Entwicklung von Aktionen im Rahmen eines mit- 
telfristigen Programms zu ergänzen. 

Die eingeklammerten Angaben verweisen auf die 
Abschnitte der im Anhang beschriebenen Aktionen 
der vorliegenden Entscheidung. 


Artikel 2 

Die zur Durchführung des Aktionen und Studien 
erforderlichen Haushaltsmittel werden im Haushalt 
der Europäischen Gemeinschaften ausgewiesen. 


Artikel 3 

Die Kommission sorgt für die Durchführung der 
Aktionen und Studien. Sie wird hierbei von dem 
Lenkungsausschuß für Aktionen auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitung unterstützt. 

Die Kommission erstattet dem Rat jährlich einen 
Bericht. 
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Anhang A zum Anhang 4 

Aktion für die Spezifikation und Entwicklung eines automatischen Dokumentarisierungs- 
und Retrivalsystems 


Zusammenfassung der Aktion 

Die Aktion umfaßt die Spezifikation, die Studie und 
die Entwicklung eines fortgeschrittenen universellen 
Software-Paketes für die Speicherung und Wieder- 
erfassung von Daten. Das Vorhaben umfaßt zwei 
Phasen: 

— Phase 1 : Ermittlung und Analyse der von Be- 
nutzern auf allen Gebieten (Rechtsinformatik, 
wissenschaftliche und Wirtschaftsdokumentation, 
Umweltinformation usw.) gewünschte Eigenschaf- 
ten. Design des Software-Paketes entsprechend 
diesen Anforderungen sowie Festlegung der Mo- 
dalitäten für die Realisierung; 

— Phase 2: Realisierung des universellen Software- 
Paketes für die Verwendung auf Rechnern ver- 
schiedener Hersteller und für einige spezifische 
Anwendungsbereiche; Entwurf und Realisierung 
erforderlicher Moduln, um das Software-Paket für 
diese Anwendungen verwendbar zu machen. 

Voraussichtliche Dauer des Projekts: 3 1/2 Jahre. 

Die Entschließung des Rates betrifft nur die Kosten 
der Spezifikationsphase. 

Die Finanzierung der Entwicklungsphase soll nach 
dem Beihilfsprogramm erfolgen, das von der Kom- 
mission vorgeschlagen wird und eine finanzielle Be- 
teiligung der Industrie vorsieht. 

Angesichts des dringenden Bedarfs der Industrie ist 
ein rascher Ratsbeschluß über die Finanzierung der 
Spezifikationsphase erforaerlich, so daß die Arbei- 
ten Anfang 1976 beginnen können. 

1 . Darstellung des Problems 

1.1. In der modernen Gesellschaft fällt eine große 
Menge von Informationen an, die mit traditio- 
nellen Techniken nicht verarbeitet werden 
können. In den kommenden Jahren wird sich 
die Menge der in allen Bereichen der Techno- 
logie, der Wirtschaft, des Rechts, der Medizin 
usw. anfallenden Daten noch ständig vergrö- 
ßern. Die Benutzer fordern bessere Informa- 
tionen als Grundlage für unternehmerische 
Entscheidungen oder Forschungsprogramme, 
zum Aufsuchen von Präzedenzfällen im Be- 
reich des Rechts und der Medizin oder einfach 
als Quelle für die Presse oder eine wissen- 
schaftliche Referenz zu einem bestimmten 
Thema. 

Selbst mit einem guten Index und einer guten 
Referenzbibliothek ist die Wiederauffindung 
von Informationen sehr schwierig, und der 
Wert der gespeicherten Informationen hängt 


vielfach ganz entscheidend von der Leichtig- 
keit ab, mit der sie gesichtet, selektiert und 
wiedergefunden werden. Das Problem der In- 
formationswiedererfassung ist daher von 
grundlegender Bedeutung für die moderne 
Industriegesellschaft. 

1.2. Die Computerhersteller sind sich dieser 
Marktlücke bewußt und haben versucht, sie 
durch ein Angebot von Software-Paketen für 
die Informations- und Textwiedererfassung 
mit Hilfe großer Computer zu füllen. 

1.3. Keines dieser Software-Pakete wird jedoch 
den Bedürfnissen der Benutzer in den jewei- 
ligen Branchen voll gerecht. Allerdings konn- 
te ein Hersteller den Vorteil einer weltweit 
sicheren Marktposition nutzen und hatte 
hinsichtlich der Befriedigung der Bedürfnisse 
der Benutzer und der Marktdurchdringung 
mehr Erfolg als die anderen. Aber auch in die- 
sem Fall ist das Software-Paket nur auf gro- 
ßen Maschinen verwendbar. Diese Software 
dürfte jedoch in den nächsten Jahren im Hin- 
blick auf die Konsolidierung der erreichten 
Marktposition weiterentwickelt werden. 

Die Benutzer beanstanden ständige Schwie- 
rigkeiten, die durch die hohen Kosten und die 
Komplexität der Dateneingabe und -aufarbei- 
tung durch den schwierigen oder zu langsa- 
men Zugang zu den Daten, durch Mängel und 
Unterschiede der Such- und Anfragesysteme 
entstehen. Ferner gefällt ihnen die Vorbedin- 
gung nicht, in einen großen Rechner zu inve- 
stieren. 

Die Benutzer fordern ein transparentes, auto- 
matisiertes System für die Informationsspei- 
cherung und -Wiedererfassung das auch dem 
Nichtfachmann leicht zugänglich ist. Um einige 
dieser Probleme zu lösen, haben große Be- 
nutzer in den Mitgliedstaaten versucht, ihre 
eigene Software zu erstellen, wodurch die 
Kosten der Entwicklung solcher Systeme in 
der Gemeinschaft noch erhöht werden. 

1.4. Europäische Komputerhersteller, die in die 
Schaffung spezieller Programmpakete für In- 
formations- und Textretrieval investiert ha- 
ben, hatten nur geringen Verkaufserfolg auf 
Grund der unzureichenden Marktdurchdrin- 
gung. 

Jeder der europäischen Hersteller sah sich 
einerseits dem festen Block des IBM-Marktes 
und auf der anderen Seite einer Vielfalt un- 
gleicher öffentlicher und privater Benutzer 
gegenüber. 
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Hier wie auf anderen Anwendungsgebieten 
könnten sowohl die Benutzer als auch die 
europäische Industrie aus systematischen 
Koordinierungsbemühungen auf europäischer 
Ebene Nutzen ziehen und sodann die Anfor- 
derungen der Benutzer in Spezifikationen nie- 
derlegen, auf die die Entwicklung einer Reihe 
übertragbarer Produkten folgt, die auf sehr 
verschiedenen Rechnern einzusetzen sind und 
Eigenschaften aufweisen, die der augenblick- 
lich verfügbaren Software fehlen. 


2. Vorgeschlagene Lösung 

2.1. Es wird vorgeschlagen, auf europäischer 
Ebene Entwurf und Entwicklung eines nach 
dem Baukastenprinzip konzipierten fortge- 
schrittenen Software-Paketes, das auf ver- 
schiedenen europäischen Komputern, sowohl 
Großkomputern als auch Kleinrechnern ange- 
wandt werden kann, in Angriff zu nehmen. 
Diese Software sollte weitgehend rechner un- 
abhängig sein und somit den Benutzern den 
Hardwarewechsel leichter machen. 

2.2. Die so konzipierte Softv/are sollte für Ana- 
lyse, Indexierung und Speicherung großer Da- 
tenmengen geeignet sein und sollte voraus- 
sichtlichen Benutzern, gleichwohl welcher 
Branche sie angehören, eine effiziente Such- 
kapazitäl bieten. Während das Basissystem 
gemeinsam wäre, sollten spezifische Moduln 
für die verschiedenen Anforderungen beson- 
derer Benutzerklassen vorgesehen werden. 

2.3. Die vorgeschlagene Lösung sieht eine enge 
und stetige Beteiligung von Benutzern und 
Industrie vor, und zwar von Anfang an bis 
zur Design- und Entwicklungsphase des Soft- 
ware-Pakets. Geeignete Inputdaten aus den 
Entwicklungsprojekten der Gemeinschaft 
(Rechtsinformationssysteme und Import/Ex- 
port-Daten iisw.) könnten nutzvoll in einer 
systematischen und koordinierten Weise in 
dieses Projekt integriert werden. 

Angesichts des großen Risikos des Produkts 
und der Notwendigkeit, sowohl Benutzer als 
auch Industrie auf Gemeinschaftsebene zusam- 
menzubringen, wird vorgeschlagen, die Spe- 
zifikationsphase des Projekts durch den Ge- 
meinschaftshaushalt zu finanzieren. 

In dieser Phase wird ein finanzieller Beitrag 
der Industrie zu den Entwicklungskosten er- 
wartet. Die Wartung des Software-Pakets 
v/ürde einer Stelle der Industrie übertragen, 
die gegen eine angemessene Vergütung Her- 
stellern und Benutzern gleichen Zugang ge- 
währen würde. 


3. Inhalt der Aktion 

3.1. Die Aktion umfaßt die Studie der Spezifika- 
tion und Entwicklung eines fortgeschrittenen 
europäischen Software-Pakets mit größter 
Übertragbarkeit zwischen Rechnern verschie- 
dener Hersteller. Dieses Software-Paket wird 
nicht nur besser sein als die bestehenden 
Software-Produkte für diesen Anwendungs- 
bereich, sondern sollte auch einen nutzbaren 
Procluktzyklus von rund 10 Jahren haben. 

3.2. Es wird vorgeschlagen für die Durchführung 
der Aktion zwei Phasen vorzusehen: eine Spe- 
zifikations- und eine Entwicklungsphase, ln 
Anbetracht des Zeitdrucks, der durch die Ent- 
wicklung von Konkurrenzprodukten, gegeben 
ist, ist es wichtig, daß die Entwicklung sofort 
nach Abschluß der Spezifikationsphase in An- 
griff genommen wird. Es wird davon ausge- 
gangen, daß angesichts der strategischen Be- 
deutung dieses Projekts ein Ratsbeschluß 
rasch gefaßt wird, so daß die Arbeit am 
] . Juni 1976 aufgenommen werden kann. 

3.3. Spezifikationsphase 

Die Spezifikationsphase wird folgende Haupt- 
ziele haben: 

— Sammlung der erforderlichen Kenntnisse 
über die Eigenschaften der bestehenden 
Systeme 

— Sammlung von Informationen über den 
Bedarf der augenblicklichen und poten- 
tiellen Benutzer und im Falle der bisheri- 
gen Benutzer, Reaktionen hinsichtlich des 
Systems, das sie betreiben. 

— Festlegung der erforderlichen Maschinen- 
konfigurationen für verschiedene Herstel- 
ler 

— Festlegung der erforderlichen Uberbrük- 
kungsmöglichkeiten für Benutzer beste- 
hender Systeme 

— Festlegung der Spezifikationen des Soft- 
warepakets auf der Grundlage der Anfor- 
derungen der Benutzer und Festlegung der 
Methode für den Entwurf des Pakets 

— Auswahl von bis zu vier spezifischen In- 
formationsbereichen, Konzeption der er- 
forderlichen speziellen Module 

— Untersuchung der möglichen Auswirkun- 
gen der Entwicklung von konkurrierenden 
Technologien während der Lebensdauer 
des Software-Paketes. 

Die Spezifikationsphase umfaßt eine Reihe 
von technischen Studien, sowie eine Benutzer- 
und Marktuntersuchung, die erfahrenes Per- 
sonal auf verschiedenen Gebieten erfordern. 
Diese Arbeiten würden vom Projektleiter mit 
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Unterstützung und unter der Leitung des tech- 
nischen Ausschusses erfolgen. Gegebenenfalls 
würden Studienprojekte der Gemeinschaft 
(Rechtsdokumentation) in die Spezifikation 
aufgenommen werden. 

3.4. Entwicklungsphase 

Die Phase hat zwei Hauptziele 

— ■ Entwicklung des Software-Pakets nach 
Pestlegung der Spezifikationen und Erpro- 
bung mit Pilotbenutzern vor der endgülti- 
gen Freigabe; 

— Erstellen der Dokumentation über sämt- 
liche Aspekte des Endproduktes einschließ- 
lich Handbücher für Benutzer und Lieferan- 
ten und Übertragung der Verantwortung 
für Wartung und Verteilung an die ge- 
wählte Stelle. 

4. Projektdurchführung 

4.1. Es wird vorgeschlagen, bis 1. Juni 1976 einen 
Projektleiter auf Vollzeitbasis zu ernennen. 
Mit Unterstützung des Lenkungsausschusses 
und der Hauptbenutzer würde ein technischer 
Ausschuß eingesetzt, der mit ihm ständig an 
der Weiterentwicklung des Projekts Zusam- 
menarbeiten würde. 

Zusätzlich zu den normalen Aufgaben (be- 
schrieben in Dok. KOM 1191/III 74-E) ist der 
Projektleiter verantwortlich für: 

— Koordinierung des Input aus den anderen 
Gemeinschaftsprojekten in der Spezifika- 
tionsphase; 

— Unterstützung der Kommission bei der 
Auswahl einer Industriestelle für Wartung 
und Verteilung der Produkte; 

— Unterstützung bei der Übergabe des Soft- 
warepakets an diese Stelle. 

4.4. Zu Beginn der Spezifikationsphase würde ein 
technischer Ausschuß bestehend aus Sachver- 
ständigen der Industrie und großen Benutzer 
geschaffen. Zusätzlich zu den normalen Funk- 
tionen (beschrieben in Dok. 1 191/III/74-E) 
hätte dieser Ausschuß folgende Aufgaben: 

— Es würde das Personal des Vertragneh- 
mers über den neuesten Stand der Ent- 
wicklung und die Anforderungen auf dem 
Gebiet des Informationsretrieval unterrich- 
ten; 

— er kann geeignete Benutzer innerhalb und 
außerhalb der Gruppe benennen, die das 
Softwarepaket vor seiner endgültigen Frei- 
gabe erproben; 

— er macht die unternommenen Arbeiten be- 
kannt, so daß anderweitige Doppelarbeit 
vermieden wird. 


5. Zeitplan 

5.1. Da der Bedarf für das vorgeschlagene Soft- 
ware-Paket bereits jetzt vorhanden ist, sollte 
es so rasch wie möglich realisiert werden. 
Das entsprechende Paket des größten Herstel- 
lers der Welt wird fortlaufend verbessert, 
und für einige Benutzer könnte dies ein ent- 
scheidender Faktor für ihre künftige Planung 
und die Wahl der Ausnüstung sein. Der nach- 
stehende Zeitplan sieht die Benennung eines 
Projektleiters bis 1. Juni 1976 vor, und alle 
anderen genannten Daten sind auf diesen 
Zeitpunkt bezogen. 

5.2. Die geeigneten Vertragsnehmer müßten bis 
1. September 1976 verpflichtet werden, so daß 
die Spezifikationsphase so rasch wie möglich 
nach diesem Zeitpunkt in Angriff genommen 
werden könnte. 

5.3. Mit Ausnahme der Auswahl und der Spezifi- 
kation der Anwendungsmodule, die nicht vor 
April 1978 erwartet werden, sollte die ge- 
samte Spezifikationsphase bis Juni 1977 ab- 
geschlossen sein. 

5.4. Innerhalb der Entwicklungsphase ist vorge- 
sehen, die Dokumentationsarbeit im April 

1977 aufzunehmen, doch würde die eigent- 
liche Entwicklungsphase erst im Juli 1977 be- 
ginnen. Zu diesem würde ein viermonatiges 
Sofortprogramm beginnen, in dem ein ziem- 
lich grobes Arbeitsmodell des Pakets erarbei- 
tet wird, so daß potentielle Benutzer die Mög- 
lichkeit haben, die grundlegenden Aspekte 
des Programms im Betrieb zu erproben. 

5.5. Die Mitglieder des technischen Ausschusses 
werden dieses Rohmodell untersuchen und be- 
gutachten. Unter Berücksichtigung ihrer Be- 
merkungen würden Einzelheiten der Spezifi- 
kationen einiger Module spätestens bis Mai 

1978 geändert werden. Es wird erwartet, daß 
die Verantwortung für Entwicklung und Ver- 
teilung an die von der Kommission auf An- 
regung des Lenkungsausschusses gewählte 
Stelle übertragen wird. 

Die Durchführung der Aktion dürfte wenig- 
stens 3 1/2 Jahre in Anspruch nehmen. Der 
Zeitplan ist folgender: 

Spezifikationsphase 

— Universalpaket September 1976 bis 

Juni 1977 

— Anwendungsmodule September 1976 bis 

März 1978 

Entwicklungsphase 

— Dokumentationsarbeit April 1977 bis Juli 1979 

— Programmierung Juni 1977 bis 

Dezember 1979 
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Anhang B zum Anhang 4 

Experimentelle Anwendung im Bereich der Datenübertragungstechniken hoher Geschwindigkeit 
Projekt-Management und finanzielie Auswirkungen 


Zusammenfassung der Aktion 

Das Projekt umfaßt eine experimentelle Entwicklung 
für eine Komputeranwendung, die Versuche von 
Anwendern im Bereich der Übertragung von Ma- 
schine zu Maschine im Rahmen des Europäischen 
Datennetzes (EIN) und mit dem von der Europäi- 
schen Raumfahrtbehörde (ESA) geplanten Testsatel- 
liten einschließt. Die Anwendung sieht Versuche im 
Bereich der fortgeschrittenen Datenübertragungs- 
techniken bei hoher Geschwindigkeit vor, wobei die 
von den verschiedenen Teilnehmern des Projekts 
(EIN, ESA, CERN) und der mit ihr zusammenarbei- 
tenden Laboratorien vorgesehenen Ubertragsein- 
richtungen verwendet werden sollen. 

Die Dauer der Aktion wird auf fünf Jahre veran- 
schlagt. Ein Ratsbeschluß über eine Gemeinschafts- 
beteiligung an den Kosten ist vor Ende 1975 er- 
wünscht, damit das Projekt im Januar 1976 in An- 
griff genommen und in die Entwicklungsprogramme 
der ESA und des EIN integriert werden kann. 


1 . Bedarf 

1.1. Einführung 

Die neuen Datenübertragungstechniken wir- 
ken sich bereits in fast allen Bereichen des 
menschlichen Lebens aus. Die Durchführung 
von Versuchen unter Verwendung des Koin- 
munikationsteilnetzes des EIN und des Test- 
satelliten (OTS) der ESA auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitung für die Hochenergiephy- 
sik, das beträchtliche Anforderungen stellt, 
wird für die beteiligten Stellen von großem 
Nutzen sein und brauchbare Informationen 
liefern als Basis für die Beurteilung der Wir- 
kung, die neue Entwicklungen im Bereich der 
Datenkommunikation und ihren Anwendun- 
gen für anderen Bereiche haben können. 

1.2. EIN Voraussetzungen 

Das EIN soll bis 1976 operationeil werden. 
Das Netz soll Erfahrungen auf dem Gebiet 
der Technologie von Rechner-Verbundsyste- 
men ermöglichen, die für andere internatio- 
nale Computernetze wegweisend sein könn- 
ten. Allerdings ist bisher nicht vorgesehen, 
die Forschungen der ursprünglichen Zentren 
durch Pilotanwendungen mit einem echten 
Datenverkehr zu erweitern, bei denen die 
größeren Mängel behoben werden und die 
Zuverlässigkeit und Kapazität des Systems 
getestet werden könnte. 


Da das EIN-Projekt ein Versuch im Bereich 
der Rechner-Verbundnetze ist, ist es wichtig, 
Benutzer zu gewinnen, die aus den Versu- 
chen Nutzen ziehen können. 

1.2.1. EIN-Erfordernisse 

Es sind Pilot-Benutzer mit einem operationel- 
len Bedarf für die Datenübertragung notwen- 
dig, um das Leistungsverhalten des Systems 
vom Standpunkt dieser Benutzer aus zu er- 
proben. 

Die Erfahrungen, die im Rahmen des EIN ge- 
gesammelt werden, sollten bei der Festlegung 
von Richtlinien und Normen helfen, die bei 
der Planung neuer Computernetze verwertet 
werden können. Dies könnte folgendes ein- 
schließen; 

a) Leistungsverhalten, z. B. Zuverlässigkeit, 
Lastfaktor usw. 

b) Hardware- und Software-Techniken für 
Anwender-Schnittstellen 

c) Techniken der dezentralen Datenverarbei- 
tung 

1.3. OTS-Voraussetzungen 

Der „Orbital Test Satellite" (OTS) ist ein 
Fernmelde-Versuchssatellit, der von der Euro- 
päischen Raumfahrtbehörde (ESA) gebaut 
wird und dessen Start für Mitte 1977 geplant 
ist. Der Satellit enthält zwei Schmalbandka- 
näle, die für Versuche im Bereich der schnel- 
len Datenübertragung verfügbar sind. Der 
OTS ist als Vorläufer eines Europäischen 
Fernmeldesatelliten geplant und soll die Er- 
probung neuer Konzepte und Techniken, die 
bei diesem verwendet werden ermöglichen. 

1.3.1. OTS-Erfordernisse 

Die Entwicklung des Satelliten mit seiner be- 
trächtlichen Übertragungskapazität wird von 
der ESA finanziert. Für die Erprobung des 
OTS sind Benutzer und potentielle Benutzer 
mit Computer Anwendungen notwendig die 
eine schnelle Datenübertragung erfordern. Es 
sollten praktische Versuche im Bereich der 
Übertragung großer Datenmengen durchge- 
führt werden, mit besonderer Berücksichti- 
gung der Fehlerprüfung und Fehlerprozedu- 
ren. Diese Experimente wären als Quelle 
erste operationeller Daten, die sich auf die 
wirkliche Verwendung einer Satellitenverbin- 
dung gründen, und bei Planung und Entwurf 
von Standardausrüstungen durch die Industrie 
besonders wertvoll. 
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Einfache, billige Bodenstationen, die eine 
heute noch nicht übliche Datenmenge vermit- 
teln, erfordern geeignete Antennen, Radiofre- 
quenzen, Verstärker und Empfänger, Daten- 
übertragungsgeräte und Formate. 

1.4. CERN Voraussetzungen 

Hunderte von Wissenschaftlern aus den Mit- 
gliedstaaten arbeiten beim CERN, um Hoch- 
energieversuche durchzuführen. Jährlich wer- 
den beim CERN Versuchsdaten auf Blasen- 
kammerfilmen und Zehntausenden von Mag- 
netbändern gesammelt und meist auf Rech- 
nern in den jeweiligen Laboratorien der Wis- 
senschaftler in ihrem Heimatland ausgewer- 
tet. Gegenwärtig ist der Transport dieser Da- 
ten (Flugzeug oder Straße) nicht angemessen. 
Unter diesen Bedingungen ist es unmöglich, 
die Rechner in den Heimatlaboratorien der 
Wissenschaftler zur laufenden Überwachung 
der Experimente beim CERN einzusetzen, und 
Datenmengen von bedeutender Größe auszu- 
werten und die Ergebnisse rechtzeitig zurück- 
zumelden, so daß Fehler oder Funktionsstö- 
rungen behoben werden können. Diese Stich- 
probenberechnungen müssen daher beim 
CERN durchgeführt werden. Die Physiker ar- 
beiten an der Entwicklung und Wartung von 
zwei Programmsets für verschiedene Rechner- 
marken, was mit Mehrarbeit und möglichen 
Fehlern verbunden ist. 

1.4.1. CERN-Erfordernisse 

Ein hochentwickeltes und wirtschaftliches 
System für die Datenübertragung zwischen 
den einzelnen Laboratorien würde den Ein- 
satz ortsferner Computer ermöglichen und die 
Effizienz des CERN erhöhen sowie zu einer 
ausgeglicheneren ArbeilsLeilung zwischen den 
Hochschulen und dem CERN beitragen. 

Das CERN ist daher sehr an den laufenden 
Entwicklungen im Bereich internationaler Da- 
tennetze interessiert und ist bereit, in jeder 
Weise an ihrem Aufbau mitzuarbeiten, sofern 
dies mit dem Auftrag und den Möglichkeiten 
der Organisation vereinbar ist. Mehrere an- 
dere Hochenergiephysik-Laboratorien haben 
ähnliches Interesse zum Ausdruck gebracht 
und sind daran interessiert, an internationalen 
Datenübertragungsexperimenten teilzuneh- 
men. 

2. Vorschlag 

2.1. Das CERN und seine beteiligten Laboratorien 
sind für die Mitarbeit an Tests unter Realbe- 
dingungen mit starkem Datenverkehr beson- 
ders gut geeignet da die Hochenergiephysiker 
eine Gemeinschaft bilden, die mit der Auswer- 
tung großer Datenmengen vertraut ist, jedoch 
mit Geräten und Diensten arbeiten müssen. 


die nicht die Zuverlässigkeit und Verfügbar- 
keit eines öffentlichen Dienstes aufweisen. 
Sie werden daher der Verwendung eines Ver- 
suchsnetzes wie des EIN nicht abgeneigt sein. 
Es wird zunächst vorgeschlagen, das EIN zu 
erweitern und einen Knotenpunkt beim CERN 
zu schaffen, der es der wissenschaftlichen Ge- 
meinschaft ermöglichen wird, solche Versuche 
unter Verwendung des Netzes durchzuführen. 

2.2. Auf der zweiten Stufe erhält das CERN und 
die assoziierten Laboratorien die erforder- 
liche Ausrüstung zur Herstellung einer Satei- 
litenverbindung. Dies würde die Schaffung 
einer Empfangs - übertragungs - Bodenstation 
beim CERN und geeignete Bodenstationen bei 
den verschiedenen Laboratorien erfordern. 
Als Weiterführung der geplanten übertra- 
gungsversuche mit niedriger Geschwindigkeit 
im Rahmen des EIN werden Versuche unter 
Verwendung des OTS-Satelliten vorgeschla- 
gen. Mehrere assoziierte Laboratorien des 
CERN haben Interesse an diesen Versuchen 
gezeigt, vor allem das RHEL ’) in Großbritan- 
nien und DESY®) in Deutschland, die bereits 
weit fortgeschritten sind. Weitere Möglichkei- 
ten sind Zentren in Amsterdam, Bologna und 
Paris. 

3. Inhalt der Aktion 

Das Projekt umfaßt die beiden folgenden 
Stufen: 

3.1. Stufe 1 

3.1.1. Inhalt 

— Sie erfordert die Einrichtung von Daten- 
übertragungsgeräten für den Anschluß des 
CERN an das EIN und für die Durchfüh- 
rung von Versuchen im Bereich der Com- 
puter-Computer-übertragung zwischen 
CERN und dem Rutherford Laboratorium. 

— Die Schlüsselelemente der Stufe 1 des Pro- 
jekts umfassen folgende Arbeiten: 

— Errichtung und Erprobung einer Computer- 
Computer-Verbindung zwischen CERN und 
dem Rutherford Laboratorium unter Ver- 
wendung des EIN, des EPSS und der er- 
forderlichen Verbindungskomputer. 

— Bewertung des möglichen Einflusses die- 
ser Versuchsergebnisse auf die Organisa- 
tion und Durchführung der Hochenergie- 
physikforschung und andere Anwendungs- 
bereiche. 

7) RHEL: Rutherford High Energy Laboratory 

8) DESY: Deutsches Elektronen Synchroton 
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3.1.2. Das EIN soll bis Mitte 1976 den Betrieb auf- 
nehmen. Wenn einige Monate für die Er- 
probung durch die Planer angesetzt werden, 
könnte die Testphase der CERN-Experimente 
unter Benützung des Netzes ungefähr Ende 
1976 in Angriff genommen werden. Bis dahin 
sollte der CERN-Knotenpunkt installiert und 
abgenommen werden, und die ersten Experi- 
mente sollten beim CERN und im Laborato- 
rium Rutherford vorbereitet werden. Dies be- 
deutet, daß der Rechner des Knotenpunktes 
Anfang 1976 beschafft und beim CERN instal- 
liert werden sollte. 

Für die Übertragungsexperimente ist nach 
diesem Zeitplan eine Testphase in den ersten 
Monaten des Jahres 1977 vorgesehen, wonach 
das Netz nach einem ausreichend geplanten 
Programm für die Benutzung durch die betei- 
ligten Physikergruppen verfügbar gemacht 
werden sollte. Die Dauer für die Benutzung 
des EIN durch eine bestimmte Gruppe sollte 
auf rund zwei Jahre angesetzt werden, da 
dies die normalerweise für ein Hochenergie- 
experiment erforderliche Zeit ist. Wenn sich 
andere Laboratorien beteiligen, kann sich die 
Dauer der Experimente verlängern. 

3.2. Stufe 2 

3.2.1. Inhalt 

Es wird vorgeschlagen, beim CERN eine 
Sende-/Empfangsanlage und beim RHEL eine 
Empfangsanlage zu installieren, so daß eine 
Einwegübertragungsverbindung über den Sa- 
telliten eingerichtet werden kann. Die Satel- 
liten-Bodenstation beim CERN erhält eine 
Schnittstelle, für den Anschluß an das EIN 
(in Phase 1). 


Die Schlüssel elemente der Stufe 2 umfassen: 

— Entwicklung und Erprobung der erforder- 
lichen Ausrüstung zur Herstellung einer 
Computer-Computer-Verbindung über das 
OTS-System für die Übertragung großer 
Datenmengen. 

— Experimentelle Benutzung das OTS-Satel- 
liten für die Massenübertragung von Da- 
ten mit besonderer Berücksichtigung der 
Entwicklung von Fehlerprüftechniken und 
und Fehlerkontrollverfahren; 

— Möglichkeit der Verwendung eines boden- 
gebundenen Datennetzes zur Kontrolle der 
Massenübertragung von Daten über einen 
Satellitenkanal. 


3.2.2. Zeitplan 

Der Satellit sollte Mitte 1977 gestartet wer- 
den, und die Versuche durch CERN und seine 
Partner könnten teilweise in den darauffol- 
genden sechs Monaten beginnen. Die eigent- 
lichen übertragungsversuche können jedoch 
erst 1978 in Angriff genommen werden. 


Zur Einhaltung dieses Zeitplans müssen die 
Einzeletappen folgendermaßen verlaufen: 


— Auftragsvergabe 

für die Ausrüstung Mitte 1976 

— Lieferung der 

Ausrüstung Frühjahr 1977 

— Erprobung und Inbe- 
triebnahme der 

Ausrüstung Mitte 1977 


— Dauer der Experimente 
(3 Jahre) 


1977 bis 1980 
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Projekt-Management und finanzielle Auswirkungen 


Nachstehend wird das nach Aktionen oder Aktions- 
einheiten klassierte von der Kommission vorge- 
sehene Projekt-Management sowie eine Veranschla- 
gung der finanziellen Auswirkungen aufgeführt. 
Diese finanziellen Auswirkungen sind für jede 
Aktion auf einer oder mehreren Finanzierungsüber- 
sichten zusammengefaßt. Es wird darauf hingewie- 
sen, daß die angegebenen Kosten nicht verbindlich 
sind. 


1.3. 


1. Entwicklungsvorschlag einer gemeinsamen 14 
Echtzeit-Programmiersprache- Aktion LTPL. 

(Anhang 1). 


1.1, Die Kommission wird durch den beratenden 
Ausschuß für die Aktionen auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung unterstützt. 

1.2. Es wird ein technischer Ausschuß eingesetzt, 
bei dem es sich um eine kleine Arbeitsgruppe 
internationaler Sachverständiger handelt, die 
aus Kreisen der Benutzer und der Industrie 
ausgewählt werden. Er tritt regelmäßig zu- 
sammen und sorgt für eine enge Verbindung 
mit dem Projektleiter in technischen und Ent- 
wicklungsfragen. Seine eigentliche Funktion 
ist die Übertragung der Anforderungen der 
Benutzer in technische Spezifikationen sowie 
die Kommunikation zwischen den Benutzern 
und der Aktion. 

Die Zusammensetzung und die Erfahrung las- 
sen es besonders empfehlenswert erscheinen. 


Anhang 5 


die LTPL-E-Gruppe mit dieser Aufgabe zu 
betrauen. 

Bei dem Projektleiter soll es sich um eine 
Person mit hochqualifizierter, der Art und 
dem Anwendungsbereich der Aktion ange- 
messenen Ausbildung handeln. Der Projekt- 
leiter wird für die Dauer der Aktion haupt- 
amtlich ernannt. 

Die Vertragspartner sollen für die Durchfüh- 
rung der technischen Arbeiten verantwortlich 
zeichnen. Vorgesehen sind Konsortien oder 
europäische Firmen, insbesondere Software- 
hersteller. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Gesamtkosten der Aktion sollen 6 703 100 
RE für einen Zeitraum von 4 Jahren betragen. 

Eine Aufschlüsselung der Ausgaben ist aus 
den Tabellen der folgenden Seiten zu erse- 
hen, die dazugehörende Finanzierungsüber- 
sicht befindet sich auf der Seite 39. 

Die Ausgaben wurden gemäß der Mitte 1975 
absehbaren Preisentwicklung geschätzt. 

Die Kommission kann die Beträge nach Maß- 
gabe der Wirtschaftslage zum tatsächlichen 
Zeitpunkt des Ratsbeschlusses entsprechend 
anpassen. 


I. Zusammeniassende Übersicht über die Kosten der Aktion 

Kostenvoranschlag der Aktion LTPL 


1. Allgemeine Unkosten (in RE) 



1976 

1977 

1978 

1979 

TOTAL 

Projektleiter (60 000 pro Jahr) 

60 000 

60 000 

60 000 

60 000 

240 000 

Assistent (30 000 pro Jahr) 

30 000 

30 000 

30 000 

30 000 

120 000 

Reisekosten 

Projektleiter + Assistent 

2 Reisen jährlich in die USA zu 1500 

10 Reisen jährlich in Europa zu 250 

5 500 

5 500 

5 500 

5 500 

22 00 

Abwicklung und Verwaltung 

— 1 Sekretärin 

— Allgemeine Unkosten für Büro und 
sonstige Verwaltungsausgaben 

— Druck und Veröffentlichung von 

Dokumenten 

80 000 

80 000 

80 000 

80 000 

320 000 

Reisekosten des Ausschusses 

4 Reisen jährlich für 20 Teilnehmer zu 200 

16 000 

16 000 

16 000 

16 000 

64 000 

Gesamtsumme jährlich 

191 500 

+ 191 500 

+ 191 500 

+ 191 500- 

766 000 


34 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4421 


II. Ausgaben für Arbeitsverträge und Maschinenrechenzeiten (Technik) - Aktion LTPL 


A. Definitionsphase 


' 

1976 

1977 

1978 

1979 

Total 

Technische Mitarbeiter 
ca. 33 Mann-Jahre zu 40 000 

1 032 000 

302 100 

83 000 


1 417 100 

Rechenzeit 

10 000 

10 000 

10 000 

- 

30 000 


B. Durchführungsphase 


Technische Mitarbeiter 

60 Mann- Jahre zu 40 000 

900 000 

1 000 000 

500 000 


2 400 000 

Rechenzeit 

300 000 

300 000 

200 000 

- 

800 000 

C. Bewertungsphase 

Technische Mitarbeiter 

22 Mann-Jahre zu je 40 000 


280 000 

280 000 

320 000 

880 000 

Rechenzeit 

- 

130 000 

130 000 

150 000 

410 000 

Gesamtkosten 

a) allgemeine Unkosten 

b) Verträge und Rechenzeit 

191 500 

2 242 000 

191 500 

2 022 100 

191 500 

1 203 000 

191 500 

470 000 

766 000 

5 937 100 


Gesamtkosten der Aktion 6 703 100 RE 


Zusammenfassende Finanzierungsübersicht 

1. Haushaltsposten: Artikel 321 

2. Bezeichnung der Aktion: Entwicklung einer gemeinsamen Echtzeit-Programmiersprache 
- Aktion LTPL - 

3. Rechtliche Grundlage: - Artikel 235 des Vertrages 
- Beschluß des Rates vom . . . 

4. Ziel der Aktion: Entwicklung einer gemeinsamen Sprache für die Echtzeitprogrammierung unter Be- 
rücksichtigung von Normungsgesichtspunkten 

5. Kosten der Aktion und vorgesehene jährliche Mittelbindungen: 

5.0 Gesamtkosten: 6 703 100 RE 

5.1 Terminplan der Zahlungen: 1976 1977 1978 1979 

RE 2 433 150 2 213 600 1 394 500 661 500 

6. Finanzierung: Die Mittel sind in die künftigen Haushaltspläne einzusetzen. 
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2. Portabilität auf dem Gebiet der Software (An- 
hang 2). Projekt-Management und Produkt- 
politik. 

2.1. Für die Durchführung der Aktionen sorgt die 
Kommission, die hierin durch den Beratenden 
Ausschuß für die Aktionen auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung unterstützt wird. 

2.2. Die laufende Verwaltung der Aktionen wird 
einem entsprechend seiner Qualifikationen 
ausgewählten Projektleiter übertragen. 

2.3. Die Aktionen werden in enger Zusammen- 
arbeit mit den einschlägigen Kreisen, d. h. mit 
Hardware- und Softwareherstellern sowie mit 
den Benutzern und EDV-Forschungsinstituten 
entwickelt. Eine Entscheidung über die Zu- 
sammensetzung der erforderlichen technischen 
Ausschüsse wird nach Maßgabe der Art der 
Aktion und der erforderlichen Qualifikationen 
getroffen. 


2.4. In bezug auf die Produktpolitik wird die Kom- 
mission in enger Zusammenarbeit mit dem 
Lenkungsausschuß und den interessierten 
Kreisen die geeignetste Politik in folgenden 
Bereichen festlegen: 

— Rückzahlung der investierten öffentlichen 
Mittel im Falle eines kommerziellen Er- 
folgs; 

— gewerblicher Rechtsschutz; 

— Vertrieb und Wartung der Produkte; 

— Empfehlung bezüglich der Verwendung 
der Produkte (gegebenenfalls als Standard) 
im Rahmen einer gemeinschaftlichen Poli- 
tik für das öffentliche Auftragswesen. 

2.5. Eine Aufschlüsselung der Ausgaben ist aus 
den Tabellen folgenden 3 Seiten zu ersehen, 
die dazugehörende Finanzierungsübersicht be- 
findet sich auf Seite 39. 
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Kostenvoranschlag, Portabilität 


Aktion Thema der Aktion 

Kompilierer 

4.4.a (1976) (siehe Abschnitt 4.3.a) 

— Studie über bestehende Sprachen 
— Studie zur Sprachkonstruktion 
— Festlegung der Spezifikationen 
für zwei Sprachen 

4.6. a 

(1977 und 1978) (siehe Abschnitt 4.6. a) 

— Realisierung von zwei übertragbaren 
Kompilierern (1977) 

— Erweiterung auf sechs Gerätetypen (1978) 
veranschlagt auf 10 v. H. der Kosten 
des Kompilierers je Version) 

Sprache 

4.7. b (1976) (siehe Abschnitt 4.5.b) 

— Analyse der bestehenden Sprachen 
und Auswahl (ESLq) 

4.10. b (1977) — Anpassung der ESLo 

— Anpassung der ESLo im Hinblick 
auf die ESL 

4.11. b (1978) — Anpassungen der ESL 


w 

'i4 


Laufzeit 

(Monate) 

Tarif in RE/ 
Mann-Jahre 

Dienstleistungen 

(Mann-Monate) 

Rechen- 

kosten 


Summen 

6 

60 000 

1 X 6 



30 000 

6 

4 

60 000 

3x6 

4x4 

23 000 

Summe 

113 000 
80 000 
223 000 

24 

40 000 

16x24 

320 000 

Summe 

1 600 000 

960 000 

2 560 000 

6 

60 000 

2x6 

15 000 


75 000 

12 

40 000 

7x 12 

70 000 


350 000 

12 

40 000 

4x 12 

40 000 

Summe 

200 000 
550 000 

12 

40 000 

lOx 12 

100 000 


500 000 
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Aktion 

Thema der Aktion 

Laufzeit 

(Monate) 

Tarif in RE/ 
Mann-Jahre 

Dienstleistungen 

(Mann-Monate) 


Summen 

Untersysteme 

4.6.C (1976) 

Wahl der Produkte: 

— Datenbank 

— Transaktionsdatei 

6 

6 

60 000 

60 000 

4x6 

3x6 

30 000 

20 000 

150 000 
100 000 
Summe 250 000 

4.8.C (1977 
und 1978) 

Konversion in ESLo 

— Datenbank 

— Transaktionsdatei 

— Konversion in ESL 
(veranschlagt auf 25 v. H. der ESLo) 

12 

12 

40 000 

40 000 

14x 12 
lOx 12 

240 000 

1 200 000 
(1977) 

300 000 

1 500 000 

Summe (1978) 

Konversions- 

instrumente 

4.5.d (1976) 

(siehe Abschnitt 4.4.d) 

— Spezifikation des Instrumentariums 

6 

60 000 

2x6 

- 

60 000 

4.6.d (1977 
und 1978) 

(siehe Abschnitt 4.7.d) 

— Erstellung des Instrumentariums 
und Modifikationen 

24 

40 000 

20x24 

500 000 

2 100 000 

Betriebssystem 
für Kleinrechner 
4.4.e (1975) 

(siehe Abschnitt 4.3.e) 

— Studie und Spezifikationen 

6 

60 000 

1x6 


30 000 

(1977) 

(siehe Abschnitt 4.5.e) 

— Ausführung 





600 000 
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Allgemeine Unkosten 

Sie werden jährlich global wie folgt veranschlagt: 


1976 

1977 

1978 

Projektleiter 

60 000 

60 000 

60 000 

Stellvertretender Projektleiter 

- 

120 000 

120 000 

Sekretariatskosten 

50 000 

200 000 

100 000 

Reisekosten der Technischen 

50 000 

50 000 

50 000 

Ausschüsse 




Reisekosten des 

25 000 

25 000 

25 000 

Lenkungsausschusses 




Summe 

185 000 RE 

455 000 RE 

355 000 RE 


Zusammenfassung 


Aktionen 


jährlicher Etat in RE 

Summe je Aktion 

1976 

1977 

1 1978 

in RE 


ä 

223 000 

1 600 000 

960 000 

2 783 000 

b 

75 000 

550 000 

500 000 

1 125 000 

c 

250 000 

1 200 000 

300 000 

1 750 000 

d 

60 000 

1 050 000 

1 050 000 

2 160 000 

e 

30 000 

600 000 

- 

630 000 

Allgemeine 

185 000 

455 000 

355 000 

995 000 

Unkosten 





Gesamtsumme 

823 000 

5 455 000 

3 165 000 

9 443 000 


Zusammenfassende Finanzierungsübersicht 

Portabilität 


1. Haushaltsposten: Artikel 321 

2. Bezeichnung der Aktion: Portabilität auf dem Gebiet der Software 

3. Rechtliche Grundlage: - Artikel 235 des Vertrages 
— Beschluß des Rates vom . . . 

4. Ziel der Aktion: 

Entwicklungsstudien Portabler Compiler, 

Sprache für das Schreiben von Software, 

Untersysteme zur Verwaltung von Datenbanken, 

Konversionsinstrumente, 

Mindestausstattung für Betriebssysteme, 

Supersprachen. 

5. Kosten der Aktion und vorgesehene jährliche Mittelbindungen: 

5.0 Gesamtkosten: 9 443 000 RE 

5.1 Terminplan der Zahlungen: 1976 1977 1978 

RE 823 000 5 455 000 3 165 000 

6. Finanzierung: Die Mittel sind in die künftigen Haushaltspläne einzusetzen. 
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3. Studien zur Förderung der Anwendung 
der Datenverarbeitung (Anhang 3) 

3.1. Die Kommission sorgt für die Durchführung 
der Aktionen und wird hierin unterstützt 
durch den beratenden Ausschuß für Aktionen 
auf dem Gebiet der Datenverarbeitung. 

3.2. Mit der laufenden Abwicklung aller Aktionen 
wird ein Projektleiter beauftragt. Angesichts 
der Komplementarität einiger Aspekte der 
Aktionen wird vorgeschlagen, den gleichen 
Projektleiter wie für die Aktion „Übertragbar- 
keit" zu ernennen. Dem Projektleiter steht ein 
stellvertretender Projektleiter zur Seite. 


3.3. Die Kommission wird dafür sorgen, daß es zu 
einer engen Zusammenarbeit zwischen den 
unmittelbar mit der Durchführung der Arbei- 
ten beauftragten Instituten und den einschlä- 
gigen Forschungs-, Benutzer und Industrie- 
kreisen kommt. Diese Institute werden ge- 
mäß ihrer Erfahrung in den betreffenden Be- 
reichen und entsprechend ihrer Befähigung 
zur Zusammenarbeit im Rahmen der Gemein- 
schaft ausgewählt. 

3.4. Die Aufschlüsselung der Ausgaben ist aus den 
Tabellen der folgenden 2 Seiten zu ersehen, 
die dazugehörende Finanzübersicht befindet 
sich auf Seite 39. 


Studien zur Förderung der Anwendung der Datenverarbeitung (Anhang 3). 

Kostenvoranschlag 


Datensicherung und 
Datenschutz 


siehe Absatz 2. 


erste Phase 

A - 

29 000 RE 


B - 

26 000 RE 


C - 

32 000 RE 



87 000 RE im Haushaltsplan 1976 

zweite Phase 

A - 

600 COO RE 


B - 

500 000 RE 


C - 

1 000 000 RE 



2 100 000 RE Schätzungen für die Haushaltspläne der Jahre 1977, 


1978, 1979 bei Zugrundelegung von 700 000 RE/Jahr 


Programmier- 

techniken 

siehe Absatz 3. 

Vorstudie 87 000 RE im Haushaltsplan 1976 


Bewertung und 
Verwirklichung von 
Datenbanksystemen 

siehe Absatz 4. 


Personalkosten 
Reisekosten 
Kosten für Berichte, 
Übersetzungen 
Druckkosten 
Rechenzeit 
Verwaltung von 
Datenbanksystemen 


1 250 000 RE 
50 000 

125 000 
75 000 

435 000 I 

J für neun Datenbanksysteme 

200 000 I 


Summe 


2 135 000 RE für die Jahre 1977, 1978 und 1979 
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Auktion 



Jahresetat 

735 000 RE für 1976 

700 000 RE für 1977 

700 000 RE für 1978 

Die Etats können gemäß der Inflationsrate berichtigt werden, 
gen liegen die Preise von Anfang 1975 zugrunde. 

Den Schätzun- 

Allgemeine Unkosten 

Ein stellvertredender Projektleiter *) 

40 000 RE 


Sekretariat 

40 000 RE 


Sitzungen der technischen Ausschüsse 

50 000 RE 


Sitzungen des beratenden Lenkungsausschusses 

25 000 RE 


Insgesamt 

*) siehe Abschnitt 3.2. des vorliegenden Anhangs 

155 000 RE/ Jahr 


Zusammenfassung 


Haushaltspläne 



1976 

1977 

1978 

1979 

Gesamt- 
summe je 
Aktion 

Datensicherung und 
Datenschutz 

87 000 

700 000 

700 000 

700 000 

2 187 000 

Programmier- 

techniken 

87 000 

— 

— 

— 

87 000 

Bewertung und 
Verwirklichung von 
Datenbanksystemen 

735 000 

700 000 

700 000 

— 

2 135 000 

Allgemeine 

Unkosten 

155 000 

155 000 

155 000 

155 000 

620 000 

Gesamtsumme 

1 064 000 

1 555 000 

1 555 000 

855 000 

5 029 000 


Zusammenfassende Finanzierungsübersicht 

1. Haushaltsposten: Artikel 321 

2. Bezeichnung der Aktion: Studien zur Förderung der Anwendung der Datenverarbeitung 

3. Rechtliche Grundlage: - Artikel 235 des EWG-Vertrages 
- Beschluß des Rates vom . . . 

4. Ziel der Aktion: 

Durchführung einer Studie über Datensicherung und Datenschutz. 

Aktion Programmiertechniken 

Bewertung und Verwirklichung von Datenbanksystemen. 

5. Kosten der Aktion und vorgesehene jährliche Mittelbindungen: 

5.0 Gesamtkosten: 5 029 000 RE 

5.1 Terminplan: 1976 1977 1978 1979 

1 064 000 1 555 000 1 555 000 855 000 

RE 


6. Finanzierung: die Mittel sind in die künftigen Haushaltspläne einzusetzen. 
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4. Anwendungprojekte und Studien (Anhang 4) 

4.1. Projekt für die Spezifizierung und Entwicklung eines automatischen Dokumentarisierungs- und 
Retrievalsystems (Anhang 4 zum Anhang 4) 

a) Kosten der Spezifikationsphase 471 000 RE 


Technische Kosten 

1976 

1977 

1978 

— Verträge mit der Industrie, 
Personal und Rechenzeit 

10 000 

170 000 


— Technischer Ausschuß 
der Benutzer 

5 000 

10 000 

20 000 

— Durchführung des Projekts, 
Projektleiter 

30 000 

25 000 

5 500 

Reisekosten 

3 500 

2 500 

5 000 

Technische Gesamtkosten 




Verwaltungskosten 

25 000 

25 000 

25 000 

Gesamtkosten pro Jahr 

133 500 

232 500 

105 000 


b) Die Kosten der Entwicklungsphase sind mit 1,6 Mio RE veranschlagt. 
4.2. Die dazugehörende Finanzierungsübersicht befindet sich auf der Seite 84. 


Zusammenfassende Finanzierungsübersicht 


1. Haushaltsposten: Artikel 321 

Spezifizierung und Entwicklung eines automatischen 
Dokumentarisierungs- und Retrivalsystems 

Artikel 235 des EWG-Vertrages 
Beschluß des Rates vom 15. Juli 1974. 

Spezifizierung und Entwicklung eines automatischen 
Dokumentarisierungs- und Retrivalsystems für zahl- 
reiche Anwendungsgebiete und verwendbar für eine 
Vielzahl von Computern. 

5. Gesamtkosten der Aktion und vorgesehene jährliche Mittelbindungen: 

5.0. Gesamtkosten: 471 000 RE 

5.1. Terminplan: 1976 1977 1978 

133 500 232 500 105 000 

RE 


2. Bezeichnung der Aktion: 

3. Rechtliche Grundlage: 

4. Ziel der Aktion: 


6. Finanzierung: die Mittel sind in die künftigen Haushaltspläne einzusetzen. 
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Experimentelle Anwendung auf dem Gebiet der Übertragung von Daten bei hoher Geschwindig- 
keit. (Anhang B zum Anhang 4). 


4.2,1. Kosten für die 1. Phase - Erweiterung von EIN 

a) Planungsphase und Errichtung 
i) Hauptkosten 

— Lieferung und Errichtung einer Netzschaltzentrale 
Signalumsetzer 

-- Rechner für Fernanschluß (gemeinsam mit der 2. Phase) 
und andere Ausrüstungen für CERN “) 

Gesamtkosten 

ii) Andere Ausgaben während der Dauer des Projekts, 

Errichtung und Leitung (1976) 

— Personal: 6 Mann/Jahr für EIN, CERN und RHEL zu 40 000 RE 
— Reise- und Verwaltungskosten 
— Instandhaltung der Netzschaltezentrale (k '2 Jahr) 
Gesamtkosten 1976*^) 

b) Versuchsphase der Übertragung: 

— Betrieb und Instandhaltung der Schaltzentrale**) 

— Verbindung zu anderen Zentren**) 

-— Belegschaft für die Leitung und Auswertung der Versuche 
(4,5 Mann/Jahr EIN, CERN, RHEL) 

— Reise- und Verwaltungskosten 

jährliche Gesamtkosten 


Gesamtkosten 


RE 

170 000 
65 000 

95 000 
330 000 


240 000 
30 000 
10 000 
280 000 


20 000 
30 000 

180 000 
30 000 

260 000 


RE 


330 000 


280 000 
610 000 


c) Kosten für drei Jahre: 1977, 1978, und 1979 780 000 

Gesamtkosten für die 1. Phase: 1 390 000 


4.2.2. Kosten für die 2. Phase: Ausweitung für die Benutzung von Satellite (OTS) 


a) Phase der Planung und Errichtung 


Gesamtkosten 


i) Hauptkosten: RE 

— Lieferung und Errichtung der drei einfachen Erdstationen von 

CERN 100 000 

RHEL 50 000 

DESY 110 000 

Änderung der Ausstattung ***) 50 000 

insgesamt 320 000 

ii) Laufende Kosten der Planung, Errichtung und Leitung 

— Personal 8 Mann/Jahr ESA, CERN, RHEL, DESY, zu 40 000 RE 320 000 

— - Reise und Verwaltungskosten 30 000 

— Ausstattung und Instandhaltung (V.3 Jahr) 20 000 

370 000 

b) Versuchsphase der Übertragung (für drei Jahre): 

— Betrieb und Instandhaltung der Erdstationen ^*’) 30 000 

— Personal für die Leitung und die Auswertung der Versuche: 280 000 

7 Mann/ Jahr 

— Reise- und Verwaltungskosten 30 000 

— Jährliche Kosten 340 000 


RE 


320 000 


370 000 
690 000 10) 


c) Kosten für drei Jahre: 1978, 1979 und 1980 


1 020 000 


Gesamtkosten für die 2. Phase: 


1 710 000 


9) Finanzierung durch die Gemeinschaft: 490 000 RE einschließlich der Kosten für die Ausrüstung, die Instand- 
haltung und die Verbindungen. 

1 ») Finanzierung durch die Gemeinschaft: 430 000 RE einschließlich der Kosten für die Ausrüstung und die Instand- 
haltung. 
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4.2.3. Erforderlicher Gemeinschaftsfond und Zahlungstermine: 

Jährliche Aufschlüsselung 



Gesamtfond 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1. Phase 

490 000 

340 000 

50 000 

50 000 

50 000 


2. Phase 

430 000 

160 000 

180 000 

30 000 

30 000 

30 000 

insgesamt 

920 000 

500 000 

230 000 

80 000 

80 000 

30 000 


Der Beitrag der Gemeinschaft von 920 000 RE macht 34 v. H. der Gesamtprojektkosten aus. 


4.3. Die dazugehörende Finanzierungsübersicht befindet sich auf Seite 88. 


Zusammenfassende Finanzierungsübersidit 

1. Haushaltsposten: Artikel 321 

2. Bezeichnung der Aktion: 

Experimentelle Anwendung auf dem Gebiet der Datenübertragung bei hoher Geschwindigkeit 

3. Rechtliche Grundlage: Artikel 235 des EWG-Vertrages 

Beschluß des Rates vom 15. Juli 1974 

4. Ziel der Aktion: 

Die Aktion umfaßt Versuche der Informatikanwendung in der Datenübertragung unter Verwendung 
eines Computernetzes und Übertragungen durch Satelliten für die Entwicklung fortgeschrittener Tech- 
niken für Hochgeschwindigkeitsübertragungen 

5. Gesamtkosten der Aktion und vorgesehene jährliche Mittelbindungen: 

5.0. Gesamtkosten: 920 000 RE 

5.1. Terminplan: 1976 1977 1978 1979 1980 

500 000 230 000 80 000 80 000 30 000 

RE 

6. Finanzierung: die Mittel sind in die künftigen Haushaltspläne einzusetzen. 


Zusammenfassende Fnianzierungsübersicht 

1. Haushaltsposten: Artikel 321 

2. Bezeichnung der Aktion: Umfassende Untersuchungsstudien 

3. Rechtliche Grundlage: Artikel 235 des EWG-Vertrages 

Beschluß des Rates vom 15. Juli 1974 

4. Ziel der Aktion: 

Umfassende technische Studien und Untersuchungen zur Vervollständigung der Entwicklung der Ak- 
tionen während eines mittelfristigen Programms. 

5. Gesamtkosten der Aktion und vorgesehene jährliche Mittelbindungen: 

5.0. Gesamtkosten: 500 000 RE 

5.1. Terminplan: RE 1976 

500 000 

6. Finanzierung: die Mittel sind in die künftigen Haushaltspläne einzusetzen. 
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